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Hessischer Städtetag setzt sich durch: 
Flüchtlingspauschalen werden um 45 % erhöht

(Hm) Am 1. Dezember 2015 haben 
Land und Kommunale Spitzenver-
bände bezüglich der Pauschalen 
nach dem Landesaufnahmegesetz 
(LAG) nach langen politischen und 
fachlichen Verhandlungen einen 
Kompromiss hinsichtlich der Abgel-
tung der Defizite für die vergangenen 
Jahre sowie bezüglich der Ausge-
staltung der Pauschale für das Jahr 
2016 erzielt.

Die wichtigsten Verhandlungser-
gebnisse lassen sich wie folgt zu-
sammenfassen:
a)	 Der Hessische Städtetag hat  
	 sich bezüglich der Erhöhung der  
	 LAG-Pauschalen um 45 % auf  
	 1.050 EUR pro Flüchtling und  
	 Monat in der ersten Kategorie  
	 durchgesetzt. 
b)	 Die Städte und Landkreise sind  
	 ehrlich: keine Stadt wird für 
	 SGB-II-Empfäger Asyl (etwa  
	 40 % der derzeit ankommenden  
	 Menschen) mehr abrechnen als  
	 wirklich ausgegeben wird. Über- 
	 zahlungen und Bereicherungen  
	 sind ausgeschlossen. Höchst- 
	 wahrscheinlich ab 2016 werden  
	 auch die bislang wegen § 4 Abs. 4  
	 LAG ausgeschlossenen Perso- 
	 nen abrechenbar. Die Kosten der  
	 Unterkunft können zusätzlich  
	 bis zu 31 % beim Bund abge- 
	 rechnet werden, sofern Kosten  
	 entstehen. Die kreisfreien Städte  
	 und Landkreise müssen gegen- 
	 über dem Land zum 1. Januar  
	 2016 die Zahlen der SGB-II- 
	 Empfänger Asyl vorlegen, damit  
	 sie das Quartal umfassend ab- 
	 rechnen können.
c)	 Gesundheitskosten und Kosten  
	 der sozialen Betreuung sind in  
	 den Pauschalen ab 2016 enthal- 
	 ten. Die Höhe wird auch diesbe- 
	 züglich 2016 evaluiert und ggfs.  
	 für 2017 nachjustiert.
d)	 Die zahlreichen Folgeantragstel- 
	 ler können ab 2016 ebenfalls ab- 
	 gerechnet werden. Das war bis- 
	 lang ausgeschlossen.

e)	 Alle Ansprüche aus der Vergan- 
	 genheit werden mit einem einma- 
	 ligen Betrag von 100 Mio. EUR 
 	 abgegolten. Die Verteilung er- 
	 folgt auf die gleiche Weise wie  
	 die Weitergabe der Bundesmit- 
	 tel von 36,9 Mio. EUR in diesem  
	 Jahr. Damit ziehen Land und  
	 Kommunen einen Schlussstrich  
	 unter die jahrelangen Verhand- 
	 lungen. Obwohl damit noch nicht  
	 einmal die Hälfte des Defizits  
	 ausgeglichen wird, ist dennoch  
	 für den Blick nach vorne ein Neu- 
	 start notwendig.
f)	 Die Kommunalen Spitzenver- 
	 bände verzichten auf Anhö- 
	 rungsfristen im Zuge der LAG- 
	 Änderung im nächsten Jahr.  
	 Dies wird aber aufgefangen  
	 durch die Arbeitsgruppe.
g)	 Land, kreisfreie Städte und  
	 Landkreise vereinbarten schließ- 
	 lich eine bessere Datenqualität.

Einziger Wermutstropfen für die 
Kommunen: Es bleibt für die Perso-
nen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 LAG 
bei der 2-Jahres-Frist des § 7 Abs. 
3 Satz 2 LAG zur Erstattung. Dauern 
Asylverfahren länger als zwei Jahre 
oder werden Personen ohne Bleibe-
perspektive nicht unverzüglich ab-

geschoben, bleiben die Kommunen 
auf den Kosten sitzen. 

Allerdings wird es im Jahre 2016  
eine Arbeitsgruppe mit Vertretern 
des Landes und der Kommunalen 
Spitzenverbände geben. Bei dieser 
Gelegenheit werden die Parteien  
sich mit der umfassenden Evalua-
tion und Revision des Landesauf-
nahmegesetzes (Systematik der 
Abrechnung, Höhe der Erstattung 
etc.), sowie den nicht zu unter-
schätzenden Kosten für die Integ-
ration (Bildung, Wohnen etc.) be-
fassen. Letztere Kosten sind nicht 
zu unterschätzen. In einer ersten 
Prognose der Geschäftsstelle des 
Hessischen Städtetages geht es in 
den Bereichen Arbeitsmarkt, Bil-
dung, Wohnen und Gesundheits-
versorgung um ein Investitions- und 
Betriebskostenvolumen von rund 
11,9 Mrd. EUR nur für das Land  
Hessen.

Das Präsidium des Hessischen 
Städtetages hat dem Verhandlungs-
ergebnis am 4. Dezember 2015  
zugestimmt.
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(JD) Die Einkommen- und Umsatz-
steueranteile der Kommunen sind 

Pauschale für Flüchtlinge wird erhöht – 
Interview mit Präsident Bertram Hilgen zum 
Verhandlungserfolg des Hessischen Städtetages 

(Hm) Das Land Hessen hat sich nach 
langwierigen Verhandlungen mit den 
kommunalen Spitzenverbänden der 
hessischen Städte, Landkreise und 
Gemeinden auf neue, höhere Pau-
schalen geeinigt, die die Kommunen 
für die Unterbringung und Betreuung 
von Flüchtlingen erhalten. Hierzu ha-
ben wir drei Fragen an den Kasseler 
Oberbürgermeister und Präsidenten 
des Hessischen Städtetages, Bert-
ram Hilgen, gestellt:

Nach mehreren Verhandlungsrun-
den erhalten die kreisfreien Städte 
Darmstadt, Frankfurt am Main, Of-
fenbach am Main und Wiesbaden 
künftig 1.050 Euro und die Stadt 
Kassel monatlich 940 Euro vom 
Land Hessen für jeden Flüchtling, 
den sie in der sogenannten Zweit-
aufnahme betreuen. Wofür wird 
dieses Geld verwendet?
Von diesem Geld erhalten erwach-
sene Flüchtlinge einen Betrag von 
359 Euro, von dem sie auch die ge-
samte Verpflegung bestreiten müs-
sen. Der größere Teil des Betrags 
wird für Unterkunft, die Betreuung 

und sonstige Aufwände gebraucht.

Warum war die Erhöhung der Pau-
schale eigentlich so wichtig?
Ich setze mich sehr dafür ein, dass 
die Flüchtlinge in unseren Städten 
und Landkreisen ordentlich unter-
gebracht und gut betreut werden. 
Ich kämpfe aber auch darum, dass 
dies nicht zu Lasten von Leistungen 
geht, die die Kommunen für andere 
Bürgerinnen und Bürger erbringen, 

zum Beispiel die Schulen, den Sport 
und die Kinderbetreuung. Die Er-
höhung der Pauschale ist dafür ein 
wichtiger Baustein.

Ist dies auch ein Grund dafür, dass 
es in Hessen bislang eine zumeist 
tolerante Haltung gegenüber 
Flüchtlingen gibt?
Nun, auch in Hessen gibt es sicher 
Menschen, die aus unterschiedli-
chen Gründen Vorbehalte gegen 
Flüchtlinge haben. Deshalb setzen 
wir uns ja so dafür ein, dass es kei-
ne Abstriche an anderer Stelle gibt. 
Und deshalb informieren wir auch 
rechtzeitig und offen, wann und wo 
eine neue Unterkunft geplant ist. Wir 
nehmen Sorgen ernst. Wir werben 
aber zugleich um Verständnis und 
Mitmenschlichkeit gegenüber den 
Flüchtlingen, die aus blanker Not 
und Angst um ihr Leben ihre Heimat 
verlassen haben. Wer aus einem 
Bürgerkriegsland kommt, schätzt 
den Respekt, den es in Hessens 
Kommunen seit Jahren zwischen 
Einheimischen und Zugewanderten 
gibt.
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Konnte die entscheidenden Argumente 

für die kommunalen Positionen vortragen: 

Städtetagspräsident OB Bertram Hilgen, 

Kassel

Kommunaler Einkommensteueranteil 2016 auf Höchstniveau

 Einkommensteuer
Vergleich zu 

2008
Umsatzsteuer

Vergleich zu 
2008

Familien-                  
leistungs-             
ausgleich

Vergleich zu 
2008

2015 3.076.811.989 113,01% 414.473.472 122,41% 224.800.000 136,24%

2014 2.936.583.946 107,86% 370.268.442 109,36% 210.100.000 127,33%

2013 2.744.424.221 100,81% 358.843.372 105,98% 218.000.000 132,12%

2012 2.542.932.417 93,40% 354.817.668 104,79% 200.000.000 121,21%

2011 2.408.260.864 88,46% 357.350.288 105,54% 175.000.000 106,06%

2010 2.316.313.414 85,08% 338.561.838 99,99% 170.000.000 103,03%

2009 2.462.929.400 90,47% 332.825.944 98,30% 165.000.000 100,00%

2008 2.722.498.969 100,00% 338.589.929 100,00% 165.000.000 100,00%

2007 2.502.703.206 91,93% 327.636.326 96,76% 152.700.000 92,55%

2006 2.218.746.485 81,50% 293.379.842 86,65% 128.787.782 78,05%

2015 beträchtlich gestiegen. Dies 
zeigt nachstehende Tabelle.

Finanzen

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Nach dem Urteil des hessischen 
Staatsgerichtshofs aus dem Mai 
2013 muss das Land Hessen den 
Bedarf der hessischen Kommunen 
analysieren und die Verteilung der 
Finanzmittel an seine Kommunen 
daran ausrichten.

Bisher gibt es nur zwei Länder, die 
nach einer solchen Bedarfsanalyse 
Mittel an ihre Kommunen verteilen: 
Thüringen und Sachsen-Anhalt. 
Am 23.1.2014 referierten die Ge-
schäftsführer der Schwesterver-
bände aus Sachsen-Anhalt und 
Thüringen Jürgen Leindecker und 
Ralf Rusch auf Einladung von Ober-
bürgermeister Gerhard Möller, Prä-
sident unseres Verbandes, bei einer 
Fachkonferenz in Fulda.

Die Frage der hessischen Kommu-
nen lautet: Dienen uns die beiden 
Länder als Vorbilder? 

Nach dem Urteil des Staatsge-
richtshofs vom 21.5.2013 ist die Be-
darfsanalyse für die drei Felder der 
Finanzmittelverteilung maßgeblich: 
1. den vertikalen Finanzausgleich, 
 also die Höhe der Finanzaus-
 gleichsmasse,
2. die Verteilung der Finanzaus-
 gleichsmasse an Städte, Ge-
 meinden und Landkreise (1. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung),
3. die Höhe von Umlagen innerhalb 
 der kommunalen Ebene (2. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung).

Die beiden Länder Thüringen und 
Sachsen-Anhalt analysieren den 
kommunalen Bedarf. Sie nutzen die-
se Ergebnisse vor allem für die sog. 
vertikale Finanzmittelverteilung. Für 
die Verteilung der Mittel innerhalb 
der Kommunen spielt er eine unter-
geordnete Rolle.

Vertikaler Finanzausgleich in 
Thüringen und Sachsen-Anhalt
Thüringen ermittelt seine Finanz-
ausgleichsmasse offensichtlich 

Bedarfsgestützter KFA anderer Länder – Vorbild für Hessen?

nach dem Start seines neuen Fi-
nanzausgleichssystems („Eintakt-
punkt“) nicht mehr nur aufgrund ei-
ner Bedarfsanalyse. Nicht allein der 
kommunale Bedarf, sondern der so 
genannte Partnerschaftsgrundsatz 
bestimmt künftig die Finanzaus-
gleichsmasse.

Sachsen-Anhalt arbeitet ersichtlich 
nach der Methode „Ausgabe = Be-
darf“, die wir auch für Hessen grund-
sätzlich für richtig halten (Hessen: 
„Ausgabe = (mindestens) Bedarf“).
Zu klären sein wird hier aber, ob der 
kommunale Bedarf die Leitschnur 
auch in den kommenden Jahren 
bleiben wird.
Richtschnur in Sachsen-Anhalt ist 
auch der Ausgabebedarf westli-
cher Vergleichsländer (Rheinland-
Pfalz, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein). Sachsen-Anhalt hat im 
Vergleich der „neuen“ Länder nach 
Gutachter-Meinung überdurch-
schnittlich hohe Aufwendungen und 
unterdurchschnittliche Erträge. Dies 
akzeptiert Sachen-Anhalts Gesetz-
geber nicht mehr mit Blick darauf, 
dass die im Zuge der Unterstützung 
der „neuen“ Länder geleisteten Zu-
weisungen zum Jahr 2020 auslaufen 
werden. 

Schlussfolgerungen für Hessen
Die Entscheidung des Hessischen 
Staatsgerichtshofs, der Finanz-
ausgleich müsse am Bedarf der 

Kommunen ausgerichtet sein, bie-
tet Hessens Kommunen grund-
sätzlich mehr Sicherheit in ihrer Fi-
nanzgestaltung. Die Aufteilung der 
Finanzmittel zwischen Land und 
Kommunen liegt in der Hand des 
Landesgesetzgebers. Daher ist es 
gut für die nicht zur Entscheidung 
berufenen Kommunen, wenn objek-
tive Kriterien das Land binden. 

Der hessische Staatsgerichtshof hat 
mit seinem Urteil aber mit der P icht 
des Landes zur Bedarfsermittlung 
einen Weg gewiesen, der dem Ge-
setzgeber eine – letztlich wieder vom 
Staatsgerichtshof selbst zu über-
prüfende – Leitlinie setzt.

Die verantwortlichen Gremien des 
Hessischen Städtetages sehen da-
her als richtig an, dass
• der kommunale Bedarf (mindes-
 tens) den kommunalen Ausgaben 
 gleichgesetzt ist,
• das Land als Gesetzgeber den 
 Beweis dafür anzutreten hat, dass 
 der Bedarf unterhalb der kommu-
 nalen Ausgabe liegt.

Der Bedarf als Kriterium ist folge-
richtig nicht nur „Eintaktpunkt“. Er 
sollte vielmehr Jahr für Jahr bestim-
mend sein für das Verhältnis der 
Finanzbeziehungen zwischen Land 
und Kommunen, konkret also für die 
Bestimmung der Finanzausgleichs-
masse. 

Konzentrierte Zuhörerschaft: Die Geschäftsführer Jürgen Leindecker (stehend, Städ-

te- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt) und Ralf Rusch (Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen, zwei Plätze weiter links) referierten auf Einladung von Präsident OB Ger-

hard Möller im Rahmen einer Fachtagung in Fulda
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Tabelle 1: Quelle der Daten: Hessisches Ministerium der Finanzen – HMdF; Darstellung: Hessischer Städtetag – HStT.
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Ursache der günstigen Steuerent-
wicklung sind die bundesweit güns-
tigen Wirtschaftsdaten, die ergiebi-
gen Steuerertrag mit sich bringen.
Trotz der zweifellos positiven Ent-
wicklung in den jüngeren Jahren, 
lohnt der Blick auf die langfristige 
Entwicklung. Wir gehen von dem 
Jahr 2008 als Referenzjahr aus.

Bei den Anteilen an der Einkom-
mensteuer hatten die hessischen 
Kommunen erst im Jahr 2013 wieder 
das Niveau von 2008 mit einem um 

nicht einmal einem Prozent bes-
seren Ergebnis (100,81 Prozent) 
erreicht. Erst in den beiden vergan-
genen Jahren 2014 und 2015 bildet 
der Einkommensteueranteil einen 
deutlichen Abstand von knapp acht 
Prozent 2014 und gut 13 Prozent 
2015 jeweils zum Jahr 2008.

Anders sieht es bei der Umsatz-
steuer aus: Sie macht 2015 einen 
gewaltigen Satz nach vorne, weil 
die Entlastungsmittel des Bundes, 
die zum Ausgleich der gestiegenen 

kommunalen sozialen Ausgaben 
erstmals wirken, zum Teil über die 
Umsatzsteuer abgewickelt werden.

Bei der Quartalsbetrachtung ist es 
folgerichtig, dass das Jahr 2015 
Spitzenquartalergebnisse hervor-
gebracht hat. Der Einkommen-
steueranteil erreicht in drei der vier  
Quartale 2015 (I, II, IV) ein Allzeit-
hoch. 

Der Umsatzsteueranteil hat in allen 
Quartalen Höchstniveau.

 Einkommen- 
steuer

Vergleich zu 
IV/2014 Umsatzsteuer Vergleich zu 

IV/2014

Familien-                  
leistungs-             
ausgleich

Vergleich zu 
IV/2014

IV/2015 802.037.575 107,11% 106.838.638 112,14% 49.764.313 104,02%

III/2015 630.680.177 84,22% 105.045.494 110,25% 49.764.313 104,02%

II/2015 767.309.795 102,47% 100.210.566 105,18% 49.764.313 104,02%

I/2015 876.784.442 117,09% 102.378.775 107,45% 75.507.063 157,82%

IV/2014 748.804.228 100,00% 95.276.460 100,00% 47.842.368 100,00%

III/2014 646.651.395 86,36% 93.243.054 97,87% 47.842.368 100,00%

II/2014 734.183.373 98,05% 89.628.437 94,07% 47.842.368 100,00%

I/2014 806.944.951 107,76% 92.120.490 96,69% 66.572.895 139,15%

IV/2013 785.590.698 104,91% 92.074.353 96,64% 47.747.516 99,80%

III/2013 580.584.098 77,53% 91.210.210 95,73% 47.747.516 99,80%

II/2013 624.685.326 83,42% 85.927.873 90,19% 47.747.516 99,80%

I/2013 753.564.099 100,64% 89.630.936 94,07% 74.757.451 156,26%

IV/2012 659.030.659 88,01% 91.006.565 95,52% 45.144.172 94,36%
Tabelle 2: Quelle der Daten: Hessisches Ministerium der Finanzen – HMdF; Darstellung: Hessischer Städtetag – HStT.

Nachstehend ist die Zehnjahresent-
wicklung von Einkommensteuer und 

Umsatzsteuer nach Index 2008 in 
einer Grafik abgebildet:
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Neu-Isenburg, Gernsheim und Sulzbach klagen 
gegen die so genannte Solidaritätsumlage

(JD) Die Mitglieder des Hessischen 
Städtetages Neu-Isenburg, Gerns-
heim und Sulzbach werden gegen 
das neue hessische Finanzaus-
gleichsgesetz Klage beim Staats-
gerichtshof einreichen. Kronberg 
im Taunus, Eschborn sowie Schwal-
bach am Taunus bereiten entspre-
chende Beschlüsse vor. Weitere von 
der Solidaritätsumlage negativ be-
troffene Kommunen beraten, ob sie 
Klage erheben sollen.

Am 18. Januar 2016 traf sich in Neu-
Isenburg eine große Zahl der hessi-
schen Städte und Gemeinden, die 
im Jahr 2016 die erstmals mit dem 
neuen Finanzausgleichsgesetz 
eingeführte so genannte Solidari-
tätsumlage zahlen müssen. Nach 
ihrer Einschätzung sollen sie echtes 
Geld auf virtuellen Reichtum bezah-
len: „Das hält der stärkste Stadtsä-
ckel nicht aus.“ 
Mit dem neuen Finanzausgleichs-
gesetz des Landes sollen Städte 
und Gemeinden mit besonders ho-
hen Steuereinnahmen Zahlungen 
zu Gunsten steuerschwächerer 
Kommunen leisten. Begründung 
des Landes: Diese Kommunen sei-
en „abundant“. Damit verfügten sie 
über mehr Finanzmittel, als sie für 
ihre Aufgaben benötigten. 
Von diesem Reichtum sei vor Ort in 
den Zahlerkommunen meist wenig 
zu spüren, kontern indessen deren 
Rathauschefs. Außerdem reichen 
sie große Teile ihrer Steuereinnah-
men postwendend an den jeweiligen 
Landkreis weiter – über die Kreis- 
und Schulumlage.

In der Solidaritätsumlage sehen sie 
einen „Etikettenschwindel“, weil das 

Geld der steuerstarken Kommunen 
letztlich nur das Land entlaste: Am 
Ende gewinne der Landeshaushalt, 
der ohne die Umlage mehr Mittel für 
die ärmeren Kommunen aufbringen 
müsste. 

Bei realistischer Betrachtung 
rechne das Land die Kommunen 
künstlich reich. So liege dem Fi-
nanzausgleichsgesetz eine Be-
darfsermittlung zu Grunde, bei der 
das Land lediglich 91 % der kom-
munalen Ausgaben als notwendig 
anerkenne. Andererseits würden 
die Steuereinnahmen der Gemein-
den insbesondere aus der Gewer-
besteuer voll angesetzt. Bis Ende 
2015 hatte das Land nur einen Teil 
der Gewerbesteuereinnahmen der 
Kommunen im Finanzausgleich be-
rücksichtigt. Jetzt würden die kom-
munalen Ausgaben künstlich klein 
und die kommunalen Einnahmen 
künstlich groß gerechnet.

Diese leider nur virtuelle Geldver-
mehrung nutze das Land als Recht-
fertigung für das Sonderopfer der 
betreffenden Kommunen: „Diese 
Rechtfertigung hält dem Praxistest 
nicht stand.“ Die verfassungsge-
richtliche Überprüfung wird feder-
führend Prof. Dr. Kyrill-Alexander 
Schwarz, ein renommierter Verfas-
sungsrechtler von der Universität 
Würzburg, vorbereiten. Schwarz 
hatte bereits im Gesetzgebungs-
verfahren eindringlich auf die ver-
fassungsrechtlichen Probleme der 
Neuregelung des Finanzausgleichs 
hingewiesen.
Die Geschäftsstelle des Hessischen 
Städtetages hat die schon Ende 
2014 einsetzende Diskussion unter 
den abundanten Kommunen dau-
erhaft und intensiv begleitet. Auf 
verfassungsrechtliche Bedenken 
gegen die Solidaritätsumlage hatte 
der Hessische Städtetag schon in 
seinen Stellungnahmen zum Finanz-
ausgleichsgesetz 2016 hingewie-
sen, mit denen sich der Verband bei 
Landesregierung und Landtag zum 
neuen Gesetz positioniert hatte.

Das Gesetz über den kommunalen 
Finanzausgleich ist am 1.1.2016 in 
Kraft getreten, Klagen hiergegen 
sind bis zum 31.12.2016 möglich.
Die kommunalen Spitzenverbände 
haben bekanntlich durch Überein-
kunft mit dem Land am 13.7.2015 
darauf verzichtet, ihren Mitglieds-
kommunen zu empfehlen, eine Kla-
ge gegen die Neuregelung einzu-
reichen. Sie finden ihre Rolle daher 
darin, die Städte begleitend recht-
lich zu beraten.

Koordiniert in Sachen Solidaritätsumlage: 

Bürgermeister Herbert Hunkel aus Neu-

Isenburg
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Das Gesetz ist reformiert und alle Fragen sind offen
Neues zum Thema Umsatzsteuerpflicht der Kommunen

(Ri) Seit dem 1.1.2016 gilt der neu in 
das Umsatzsteuergesetz eingefügte 
§ 2b. Mit dieser Änderung des Steu-
errechts wurde die interkommuna-
le Zusammenarbeit in steuerlicher 
Hinsicht abgesichert (dazu Heft 11-
12/2015). Für die Kommunen in Hes-
sen lohnt es sich daher, einen nähe-
ren Blick auf das Gesetz zu werfen.

Der neue § 2b des Umsatzsteuerge-
setzes ist nicht einfach zu verstehen. 
Er folgt dem System: Regel-Ausnah-
me-Ausnahme von der Ausnahme. 
Konkret legt er zunächst fest, dass 
die öffentliche Hand kein Unterneh-
mer ist, wenn sie hoheitlich handelt 
und daher keine Umsatzsteuer ab-
führen muss. Entsprechend der 
Vorgaben des Europarechts wird 
dieser Grundsatz aber bereits durch 
Absatz 1 Satz 2 durchbrochen. 
Demnach gilt der Grundsatz nur, 
wenn die Nichtbesteuerung der öf-
fentlichen Hand nicht zu einer grö-
ßeren Verzerrung des Wettbewerbs 
führt. Als Ausnahme zur Ausnahme 
legten die beiden folgenden Absät-
ze dann fest, unter welchen Bedin-
gungen davon auszugehen ist, dass 
der Wettbewerb nicht verzerrt wird. 
In diesen Absätzen befinden sich 
damit die für Kommunen zentralen 
steuerlichen Rahmenbedingungen 
für die interkommunale Zusammen-
arbeit.

Konkret sind vier Konstellationen 
von der Umsatzsteuer befreit:
•	 Rein hoheitliche Leistungen, 

z. B. Einsätze der Feuerwehr,
•	 Leistungen im Umfang von 

höchsten 17.500 Euro pro Jahr 
	erbracht werden,

•	 Leistungen, die auch bei Priva- 
ten steuerfrei wären und

•	 die Zusammenarbeit mit ande- 
ren juristischen Personen des  
öffentlichen Rechts, wenn die 
Voraussetzungen des Absat- 

zes 3 eingehalten werden. Dies  
betrifft Leistungen die auf einer 
öffentlich-rechtlichen Verein- 
barung beruhen, dem Erhalt der 

	 öffentlichen Infrastruktur dienen, 
die nur gegen Kostenerstattung 

	 und nur in geringem Umfang ge-
	 genüber dem Endverbraucher  

erbracht werden.

Dabei sind viele Detailfragen noch 
ungeklärt. Zum Beispiel ist noch 
offen, was genau unter dem Krite-
rium „nur gegen Kostenerstattung“ 
zu verstehen ist. Ob dies auch die 
kalkulatorischen Kosten einschließt, 
bleibt abzuwarten. Klärung wird hier 
ein bereits angekündigtes Schrei-
ben des Bundesfinanzministeriums 
geben. Sobald dieses vorliegt, wer-
den wir Sie informieren. Bereits jetzt 
steht aber fest, dass die interkom-
munale Zusammenarbeit zwar im 
Kern gesichert ist, aber eben nicht 
im vollen Umfang. Insbesondere 
wenn eine Kommune für eine andere 
lediglich untergeordnete Hilfstätig-
keiten erbringt, die auch am Markt 
ausgeschrieben werden könnten, 
wird es schwierig werden, die Um-
satzsteuer zu vermeiden. Dies be-
trifft etwa die Reinigung von Ver-
waltungsgebäuden. Der klassische 
Kernbereich der interkommunalen 
Zusammenarbeit bleibt allerdings 
auch langfristig gesichert.

Für die Stadtverordnetenversamm-
lungen sind jetzt und in den nächsten 
Monaten wichtige Grundsatzent-
scheidungen zu treffen. Beispiels-
weise muss entschieden werden, ob 
ein in der Übergangszeit bestehen-
des Wahlrecht genutzt werden soll 
(§ 27 Abs. 22 UStG). Dieses besagt, 
dass die Kommunen gegenüber 
dem Finanzamt erklären können, 
bis Ende 2020 an der alten Rege-
lung festhalten zu wollen. Dies ist 
vermutlich für fast alle Kommunen 
vernünftig. Es sind aber Sonderfälle 
denkbar, bei denen eine frühzeitige 
Entscheidung für die Umsatzsteu-
erpflicht das Recht zum Vorsteuer-
abzug sichert. Dies kann bei großen 
Investitionen hilfreich sein. Auch ist 
zu prüfen, ob nicht Verträge ange-
passt werden müssen oder ob es 
nicht hilfreich sein könnte, einzelne 
Tätigkeiten in die Kernverwaltung 
zurück zu holen.

Im Ergebnis bewahrheitet sich auch 
hier die klassische Erkenntnis, dass 
das Problem mit der Änderung des 
Gesetzes nicht erledigt ist. Jetzt erst 
beginnt die Arbeit vor Ort. Diese wird 
die Kommunen voraussichtlich noch 
einige Jahre beschäftigen.
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Fachtagung Demenz für die Pflegestützpunkte in Hessen

(Hm) Mit großem Erfolg fand er-
neut in Frankfurt am Main eine vom  
Steuerungsausschuss Pflegestütz-
punkte veranstaltete Fachtagung mit 
Jahrestreffen aller hessischen Pfle-
gestützpunkte statt.

Mitarbeiter aus allen Pflegestütz-
punkten in Hessen, Lenkungsgrup-
pen und Mitglieder des Steuerungs-
ausschusses von Pflegekassen 
sowie Sozialhilfeträgern sind zusam-
mengekommen, um das Thema De-
menz von allen Seiten zu beleuchten. 

Im Mittelpunkt standen diagnosti-
sche und betreuungsrechtliche Fra-
gen sowie Fragen der Wohnraum-
beratung für dementiell Erkrankte. 
Von hochkarätigen Fachleuten infor-
miert, konnten die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter wertvolle Informa-

tionen für ihre (Beratungs-)Tätigkeit 
mitnehmen.

Nach den Grußworten durch den 
Vorsitzenden des Steuerungsaus-
schusses, Johannes Weber von der 
Landeshauptstadt Wiesbaden und 
durch Frau Prof. Dr. Daniela Birken-
feld, Sozialdezernentin der gastge-
benden Stadt Frankfurt am Main, 
führte die Geschäftsführerin der 
Alzheimergesellschaft Baden-Würt-
temberg, Sylvia Kern, mit ihrem Ein-
führungsvortrag in die Thematik ein.

Lebendig gestaltete Richter Axel 
Bauer seinen Vortrag zum Betreu-
ungsrecht, der im Vorhinein gesam-
melte Fragen der Pflegestützpunkt-
mitarbeiter aufgriff und einmal mehr 
deutlich machte, wie wichtig Zusam-
menarbeit unterschiedlicher Akteure 

und eine gute 
Altenhilfe- und 
Altenpflegepla- 
nung in den 
Städten ist. 

Nach einer Mittagspause und kolle-
gialem Austausch folgte noch ein in-
teressanter Vortrag zur Wohnraum-
beratung und hier insbesondere zu 
technischen Möglichkeiten der barri-
erefreien Gestaltung durch Frau Prof. 
Dr. Barbara Klein von der University 
of Applied Sciences, Frankfurt am 
Main.

Erneut wurde deutlich wie wichtig die 
Zusammenarbeit zwischen Pflege-
kassen und Sozialhilfeträgern ist und 
wie erfolgreich die Pflegestützpunk-
te in Hessen arbeiten.
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Fachtagung „Flüchtlinge – eine Herausforderung für das SGB II“

(Hm) 167 Teilnehmer sind am 
9.12.2015 nach Hofheim gekommen, 
um sich mit Flüchtlingen im SGB II zu 
beschäftigen.

MinDir B. Hörauf, Abteilungsleiter im 
HMSI, skizzierte Herausforderungen. 
Er wies darauf hin, dass die vom Bund 
bereitgestellten 760 Mio. Euro nicht 
das letzte Wort sein können. Arbeiten 
zu können sei nicht nur Vorausset-
zung für wirtschaftlichen Erfolg, son-
dern auch für soziale Anerkennung 
und Achtung, für gleichberechtigte 
soziale Integration und damit für so-
ziale Kohärenz. Mit einem Augen-
zwinkern zitierte er Luther: „Die Arbeit 
gehört zum Menschen, wie der Flug 
zum Vogel“.

Zuvor hatte Prof. Dr. Nieswand von 
der Uni Tübingen über die Heraus-
forderung einer Einwanderungsge-
sellschaft gesprochen. Nach einer 
interkulturellen Schulung durch B. 
Gürliyen vom Schulungsteam Wies-
baden konnten die Teilnehmer in 
Workshops einzelne Themen disku-
tieren. 

Die Moderation übernahm Hofmeis-
ter. Ergebnisse:

•	 Schnittstellen aufdecken und Zu- 
	 sammenarbeit fördern
•	 Ehrenamtskoordination 
•	 Experimente und Kreativität vor  
	 – Integration braucht flexible  
	 Handlungsinstrumente
•	 Kompetenzfeststellung und „Pro- 
	 filing“ von Anfang an – aber nicht  
	 doppelt und dreifach, sondern  
	 abgestimmt unter allen beteiligten  
	 Akteuren

•	 Sprachförderung ist wichtig –  
	 aber: Transparenz und Abstim- 
	 mung der Angebote
•	 Verwaltungsvereinfachung 
•	 Datenerhebungen abstimmen –  
	 für Validität sorgen
•	 auf Potentiale der Gesellschaft  
	 und der Asylsuchenden setzen –  
	 Verfahren erklären 
•	 flexible Brückenmaßnahmen erfin- 
	 den

Alle Materialien sind unter 
www.kjc-hessen.de zu finden.

Fachtag „Flüchtlinge – eine 
Herausforderung für das SGB II“

9. Dezember 2015 in Hofheim a. T.
©

 H
St

T

Soziales 
und 
Integration

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Es wird derzeit über die Frage dis-
kutiert, inwieweit Sozialleistungen 
für EU-Zuwanderer gezahlt werden 
müssen. Die EU-Kommission hat 
dazu am 13. Januar 2014 einen Leit-
faden zur Freizügigkeit auf dem eu-
ropäischen Arbeitsmarkt veröffent-
licht. Nach EU-Recht muss immer 
dann eine individuelle Prüfung erfol-
gen, wenn Migranten aus anderen 
EU-Ländern nach einem dreimo-
natigen Aufenthalt Sozialleistungen 
verwehrt werden. 

Alle EU-Bürger haben durch die 
EU-Verträge das Recht auf Freizü-
gigkeit im Sinne des Art. 45 AEUV. 
Dazu gehört auch das Recht, in ei-
nem anderen Mitgliedstaat Arbeit zu 
suchen. In den ersten drei Monaten 
darf sich jeder EU-Bürger ohne Vor-
bedingungen in einem anderen EU-
Land aufhalten. Nach den ersten 
drei Monaten gelten je nach Status 
unterschiedliche Bedingungen:
• Arbeitnehmer und Selbstständige 
 sowie ihre direkten Familienange-
 hörigen haben ein Recht auf Auf-
 enthalt, das keinen Bedingungen 
 unterliegt.
• Arbeitsuchende haben – ohne 
 Bedingungen – sechs Mona-
 te oder sogar länger ein Recht auf 
 Aufenthalt, wenn sie im EU-
 Aufnahmeland weiter nach einer 
 Beschäftigung suchen und eine 
 „begründete Aussicht“ auf Arbeit 
 haben. 
• Studierende und andere Nichter-
 werbstätige (z. B. Arbeitslose, 
 Rentner) haben länger als drei Mo-
 nate ein Recht auf Aufenthalt, 
 wenn sie für sich selbst und ihre 
 Familie über genügend  nanzielle 
 Eigenmittel verfügen, so dass sie 
 für das Sozialsystem des EU-
 Aufnahmelandes keine Belastung 
 darstellen und eine Krankenversi-
 cherung haben.
Nach fünfjährigem ununterbro-
chenem rechtmäßigem Aufenthalt 
erwerben EU-Bürger und ihre Fa-
milienangehörigen das Recht auf 
Daueraufenthalt im Aufnahmemit-
gliedstaat.

Sozialleistungen für Zuwanderer – EU legt Leitfaden vor

In den ersten drei Monaten ihres Auf-
enthaltes sind deutsche Behörden 
nach dem europäischen Recht nicht 
verp ichtet, Sozialleistungen für Ar-
beitssuchende zu gewähren. Das 
Aufenthaltsrecht für EU-Ausländer 
hat dann seine Grenzen, wenn die 
Zuwanderer beschäftigungslos 
sind, keine Verwandten im Gastland 
haben und auch keine  nanziellen 
Mittel vorweisen können. Das EU-
Recht sieht Schutzbestimmungen 
vor, die den Missbrauch der Sozi-
alsysteme verhindern sollen. End-
gültige Rechtssicherheit herrscht 
jedoch erst nach Entscheidung des 
Verfahrens vor dem Europäischen 
Gerichtshof, in dem die deutsche 
Praxis überprüft wird. 

Beschäftigte und selbstständig 
Erwerbstätige haben in dem Land 
Anspruch auf Leistungen der sozi-
alen Sicherheit, in dem sie arbeiten. 
Nicht erwerbstätige Personen (z. B. 
Rentner, Studierende) sind in dem 
Mitgliedstaat ihres gewöhnlichen 
Aufenthalts anspruchsberechtigt. 

Die Bestimmung des Mitgliedstaats 
des gewöhnlichen Aufenthalts ist 
auch wichtig für Personen, die in 
mehr als einem Mitgliedstaat er-
werbstätig sind. Bei der Bestim-

mung des gewöhnlichen Aufent-
halts gibt es bestimmte Kriterien, 
die berücksichtigt werden müssen, 
wie z. B.:
• familiäre Verhältnisse und familiä-
 re Bindungen,
• Dauer und Kontinuität des Aufent-
 halts im Hoheitsgebiet des betref-
 fenden Mitgliedstaats,
• Art und Merkmale der Erwerbs-
 tätigkeit (insbesondere der Ort, an 
 dem eine solche Tätigkeit in der 
 Regel ausgeübt wird, die Dauer-
 haftigkeit der Tätigkeit und die 
 Dauer des Arbeitsvertrags), 
• Ausübung einer nicht bezahlten 
 Tätigkeit,
• im Falle von Studierenden ihre 
 Einkommensquelle,
• Wohnsituation, insbesondere de-
 ren dauerhafter Charakter,
• Mitgliedstaat, der als der steuerli-
 che Wohnsitz der Person gilt,
• Gründe für den Wohnortwechsel,
• Wille der Person, wie er sich aus 
 sämtlichen Umständen erkennen 
 lässt, belegt durch tatsachenge-
 stützte Nachweise. 

Andere Fakten können ebenfalls be-
rücksichtigt werden, soweit sie rele-
vant sind. Darüber hinaus sieht der 
Leitfaden konkrete Beispiele und 
Hilfestellung vor.

Soziales 
und 
Integration
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Noch mehr Bürgerbeteiligung auf Gemeindeebene

(Gi) Mit Wirkung zum 1. Januar 2016 
ist das Gesetz zur Erleichterung der 
Bürgerbeteiligung auf Gemeinde-
ebene und zur Änderung kommu-
nalrechtlicher Rechtsvorschriften in 
Kraft getreten. Das Gesetz wurde, 
nachdem es von der Landesregie-
rung eingebracht wurde, durch einen 
Änderungsantrag der Fraktionen von 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN modifiziert und so geändert im 
Hessischen Landtag beschlossen.

Die wesentlichen Änderungen stel-
len wir Ihnen vor:

Einführung eines Vertreter-
begehrens/Änderungen beim 
Bürgerentscheid
Die Rechtsvorschrift zu Bürger-
begehren und Bürgerentscheid,  
§ 8b Hessische Gemeindeordnung 
(HGO) ist umfassend geändert. 
Durch die Anfügung eines weiteren 
Satzes in Abs. 1 wird die Durch-
führung eines Vertreterbegehrens 
–  der Durchführung eines Bürge-
rentscheids auf Antrag der Gemein-
devertretung – ermöglicht. Voraus-
setzung hierfür ist eine Mehrheit von 
zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl 
der Mitglieder. Eine inhaltliche Be-
schränkung – etwa auf besonders 
wichtige Angelegenheiten – besteht 
nicht.
Durch eine Änderung des § 8b Abs. 2 
Nr. 2 HGO ist die Frage der ehrenamt-
lichen Verwaltung des Bürgermeis-
teramtes einem Bürgerentscheid 
grundsätzlich nicht zugänglich. Al-
lerdings kann die Entscheidung über 
diese Frage im Wege des Vertreter-
begehrens auf die Bürgerschaft de-
legiert werden. Gleiches gilt für jede 
andere Entscheidung, welche die 
Gemeindevertretung nicht treffen 
möchte. Unserer Anregung, mit dem 
Land rechtlich vereinbarte Maßnah-
men zur Haushaltskonsolidierung in 
den Negativkatalog des § 8b HGO 
aufzunehmen, ist der Gesetzgeber 
leider nicht gefolgt. Somit bleibt jede 
Sparmaßnahme einer Stadt einem 
Bürgerbegehren zugänglich.

In § 8b Abs. 4 HGO ist eine zeitliche 
Grenze für die Beanstandung des 
Zulassungsbeschlusses der Ge-
meindevertretung durch die Kom-
munalaufsicht aufgenommen. Diese 
kann die Beschlussfassung nur in-
nerhalb von sechs Wochen nach der 
Entscheidung beanstanden.
Das für einen Bürgerentscheid not-
wendige Zustimmungsquorum ist 
durch Änderung des § 8b Abs. 6 
HGO teilweise erheblich reduziert 
worden. Nun genügt in Städten mit 
mehr als 100.000 Einwohnern eine 
Mehrheit in Höhe von 15 Prozent der 
Stimmberechtigten, in Städten mit 
mehr als 50.000 Einwohnern ist eine 
Mehrheit von 20 Prozent der Stimm-
berechtigten notwendig. Zusätzlich 
besteht nunmehr eine Kollisionsre-
gelung, die regelt, wie zu verfahren 
ist, wenn mehrere Bürgerentscheide 
zur Abstimmung gestellt wurden, de-
ren Fragen inhaltlich nicht miteinan-
der vereinbar sind.

Zuständigkeit der Stadtverordne-
tenversammlung bei mittelbaren 
Beteiligungen
Durch eine Änderung des § 51  
Nr. 11 und Nr. 12 differenziert die 
HGO im Hinblick auf die ausschließ-
lichen Zuständigkeiten der Stadtver-
ordnetenversammlung erstmals zwi-
schen mittelbaren und unmittelbaren 
Beteiligungen. Die Zuständigkeit 
der Stadtverordnetenversammlung 
erstreckt sich demnach auf die un-

mittelbaren Beteiligungen sowie auf 
mittelbare Beteiligungen von größe-
rer Bedeutung.
In rechtlicher Hinsicht ist damit der 
Begriff der „größeren Bedeutung“ 
für die Zuständigkeit entscheidend.

Änderung im Sitzungsturnus
§ 56 Abs. 1 S. 1 HGO ist so geän-
dert worden, dass die Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlung zu-
künftig nicht mehr alle zwei Monate, 
sondern sechsmal im Jahr stattfin-
den. Damit wird das Problem gelöst, 
dass die Sitzungen im Umfeld der 
Sommerferien häufig mehr als zwei 
Monate voneinander entfernt sind.

Delegationsbefugnis bei 
Personalentscheidungen
Mit der Änderung des § 73 Abs. 1 
S. 1 HGO ist der Gesetzgeber un-
serer Forderung gefolgt. Nun ist 
klargestellt, dass die Befugnis des 
Magistrats zur Einstellung, Beförde-
rung oder Entlassung von Gemein-
debediensteten delegiert werden 
kann. Damit kann der Magistrat auf 
eindeutiger gesetzlicher Grundlage 
die Entscheidung treffen, Personal-
entscheidungen zu delegieren. In-
haltlich ist die Delegationsbefugnis 
unbeschränkt. Das heißt, die Dele-
gation kann sowohl auf ein Mitglied 
des Gemeindevorstands als auch 
auf ein Amt oder einen Fachbereich 
erfolgen.

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Mehr Urlaub für jüngere Beamtinnen und Beamte

Beamtinnen und Beamte, die das 
40. Lebensjahr noch nicht erreicht 
haben, erhalten zukünftig mehr Ur-
laub. Dies folgt aus der neuen Hes-
sischen Urlaubsverordnung, die am 
24. Dezember 2013 in Kraft getreten 
ist.

Das Bundesarbeitsgericht hat mit 
Urteil vom 20. März 2012 (9 AZR 
529/10) für den Arbeitnehmerbe-
reich entschieden, dass eine Staf-
felung der Urlaubsdauer ab dem 30. 
und dem 40. Lebensjahr gegen das 
Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz verstößt. Somit bedurfte es 
einer Änderung der Hessischen Ur-
laubsverordnung. 

Nunmehr sieht § 5 HUrlVO einen 
Urlaubsanspruch von 30 Arbeitsta-
gen für Beamtinnen und Beamte vor, 
deren regelmäßige Arbeitszeit auf 
fünf Tage in der Kalenderwoche ver-
teilt ist. Bislang hatten Beamtinnen 
und Beamte bis zum 30. Lebens-
jahr einen Urlaubsanspruch von 
26 Arbeitstagen und Beamtinnen 
und Beamte bis zum 40. Lebens-

jahr einen Urlaubsanspruch von 
29 Arbeitstagen. Anwärterinnen und 
Anwärter sowie Referendarinnen 
und Referendare erhalten nunmehr 
einen Urlaubsanspruch von 27 Ar-
beitstagen.

Zudem sind Bestandsschutz- und 
Hineinwachsensregelungen für die 
vorhandenen Beamtinnen und Be-
amten vorgesehen. So behalten Be-
amtinnen und Beamte, die bereits ei-

nen Urlaubsanspruch von 33 Tagen 
erworben haben, diesen Anspruch 
weiterhin (Bestandsschutz). Beam-
tinnen und Beamte bis einschließ-
lich Jahrgang 1969 erhalten ab dem 
Erreichen des 50. Lebensjahres 33 
Urlaubstage. Zudem wurde eine 
Rechtsgrundlage für die Nachge-
währung von Urlaubstagen für die 
Kalenderjahre 2011, 2012 und 2013 
für die unter 40-jährigen Beamtin-
nen und Beamten geschaffen.
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Nach dem Willen der schwarz-grü-
nen Koalition soll es eine weitere 
Novelle der Hessischen Gemeinde-
ordnung geben. Mit dem Ziel, noch 
mehr unmittelbare Bürgerbeteili-
gung zu erreichen, sollen die Rege-
lungen zum Bürgerbegehren über-
arbeitet werden. Angedacht ist die 
Herabsenkung des Zustimmungs-
quorums beim Bürgerentscheid von 
bisher 25 % auf 15 % der Stimmbe-
rechtigten. Der Gesetzesänderung 
soll eine Evaluation der kommunalen 
Erfahrungen zu Bürgerbegehren vo-
rausgehen.
Die Koalitionspartner beschreiten 
den richtigen Weg, sofern sie vor ei-
ner weiteren Novelle der Hessischen 
Gemeindeordnung die kommuna-
len Erfahrungen zu den zurücklie-
genden Änderungen der Kommu-

nalverfassung berücksichtigen. Zu 
belegen ist, ob die Staffelung des 
Einleitungsquorums bei Bürgerbe-
gehren nach Größenordnung der 
Städte tatsächlich zu einer Erhö-
hung erfolgreicher Bürgerentschei-
de geführt hat. Eingehend wird zu 
untersuchen sein, welche Wirkung 
eine Senkung des Zustimmungs-
quorums für das Ehrenamt hat. Die 
Bedeutung einer ehrenamtlich täti-
gen Stadtverordnetenversammlung 

wird in Frage gestellt, sofern deren 
Entscheidung durch 15 % der wahl-
berechtigten Bevölkerung aufgeho-
ben oder ersetzt werden kann. 
Auch die repräsentative Demo-
kratie auf lokaler Ebene ist schüt-
zenswertes Gut. Die Ausübung des 
ehrenamtlichen Mandats als Ge-
meindevertreter oder Mitglied des 
Magistrats ist durch Wahl legitimier-
te Bürgerbeteiligung. 

Noch mehr unmittelbare Demokratie?
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Verbot von Spekulationsgeschäf-
ten
In § 92 Abs. 2 HGO ist nun ausdrück-
lich festgelegt, dass spekulative 
Finanzgeschäfte verboten sind. Da-
rüber hinaus wird das Prinzip der Mi-
nimierung finanzieller Risiken stärker 
betont. Eine materielle Änderung des 
Rechts ist mit dieser Gesetzesän-
derung allerdings nicht verbunden. 
Schon bisher waren die Städte und 
Gemeinden zur vorsichtigen Haus-
haltsführung verpflichtet. Daher 
waren Spekulationsgeschäfte auch 
schon zuvor nicht zulässig.

Besetzung von Aufsichtsgremien
Neu eingefügt wurde die Soll-Vor-
schrift des § 125 Abs. 2 S. 1 HGO. 
Demnach sollen die Gemeinden da-
rauf hinwirken, dass Aufsichtsgre-
mien möglichst paritätisch besetzt 
werden. Bei dieser Regelung bleibt 
abzuwarten, wie in der kommuna-
len Praxis damit umgegangen wird. 
Die Zielrichtung des Gesetzgebers 
ist eindeutig. Allerdings ist ein Ein-
schreiten der Kommunalaufsicht in 
dieser Frage angesichts der dreifa-
chen Beschränkung durch die Be-
griffe „soll“, „Hinwirken“ und „mög-
lichst“ unwahrscheinlich.

Kommunalaufsicht über 
Städte mit Sonderstatus
Durch eine Änderung des § 136  
Abs. 2 HGO ist festgelegt, dass  
eine Sonderstatusstadt, deren Ein-
wohnerzahl unter die Grenze von 
50.000 sinkt, weiterhin der Aufsicht 
durch das Regierungspräsidium un-
terliegt. Damit sind die Sondersta-
tusstädte gegen einen plötzlichen 
Wechsel der Kommunalaufsicht ab-
gesichert.

Einführung einer absoluten Grenze 
der Rückwirkung einer Abgaben-
satzung
In einem Beschluss vom 5.3.2013 hat 
das Bundesverfassungsgericht fest-
gestellt, dass eine unbegrenzt mög-
liche rückwirkende Ersetzung einer 
Abgabensatzung mit dem Rechts-
staatsprinzip nicht vereinbar ist. Aus 
diesem Grund war es notwendig, 
in das Kommunalabgabengesetz 
(KAG) eine Regelung zur absoluten 

Höchstgrenze der Rückwirkung auf-
zunehmen.
Durch eine Änderung des § 3 Abs. 2 
KAG ist jetzt eine Rückwirkung von 
höchstens fünfzehn Jahren möglich. 
Der Zeitraum beginnt bei Beiträgen 
mit Ablauf des Jahres, in dem der 
Vorteil entstanden ist, in anderen 
Fällen mit inkrafttreten der jeweiligen 
Satzung.

Einführung eines 
Tourismusbeitrags
Vergleichbar der Möglichkeit zur 
Erhebung eines Kurbeitrags wurde 
durch eine Änderung des § 13 KAG 
die Möglichkeit für Städte und Ge-
meinden geschaffen, einen Touris-
musbeitrag zu erheben. Die prakti-
sche Wirksamkeit dieser Regelung 
hängt jedoch davon ab, dass die in 
§ 13 Abs. 4 KAG enthaltene Verord-
nungsermächtigung für das Land 

genutzt wird. Der Wirtschaftsminis-
ter hat eine entsprechende Verord-
nung zeitnah in Aussicht gestellt.

Aufstellung der Listen für die Kom-
munalwahl
Durch eine Änderung des § 12  
Abs. 1 Kommunalwahlgesetz ist 
nunmehr festgelegt, dass bei der 
Aufstellung der Wahlvorschläge 
Frauen und Männer gleichermaßen 
berücksichtigt werden sollen. Diese 
Regelung richtet sich an die Par-
teien und Wählergruppen. Sie hat 
ausweislich der Begründung des Re-
gierungsentwurfs (Landtagsdrucks. 
19/2200 S. 26) keine verbindliche 
Wirkung, sondern lediglich Appell-
charakter. Da die Vorschrift erst zum 
1.4.2016 und damit nach der kom-
menden Kommunalwahl in Kraft tre-
ten wird, gilt sie erst für die Kommu-
nalwahl im Jahr 2021.

Wenn eine Kommune einen Kredit 
aufnehmen will sind für die Zins-
höhe viele verschiedene Faktoren 
maßgeblich. Zentral ist die allge-
meine Höhe der Kreditzinsen vor 
allem die für deutsche Staatsan-
leihen. Wichtig sind aber auch die 
Maßnahmen der Notenbanken, 
die Unsicherheit oder Sicherheit 
des Marktes und bei einzelnen 
Kreditinstituten auch das bankin-
terne Rating der Kommune. Hinzu 
kommt allerdings noch ein Faktor, 
den die Kommune selbst in der 
Hand hat: die Bindungsfrist des 
Kreditinstitutes. Wenn eine Kom-
mune eine kurze Entscheidungs-
frist akzeptieren kann, so erhält 
sie meist zahlreichere und güns-
tigere Angebote. Ist es hingegen 
notwendig, das Kreditangebot 
über eine Nacht oder über ein 
Wochenende aufrecht zu erhal-
ten, so verteuert sich der Kredit 
tendenziell. Ursache hierfür ist, 
dass das Kreditinstitut dann ein 
höheres Risiko für die Refinanzie-
rung eingeht.

Aus diesem Grund ist der Hessi-
sche Städtetag schon seit meh-
reren Jahren bestrebt, die Kre-
ditaufnahme für Kommunen zu 
vereinfachen. Diese Bemühun-
gen haben jetzt zum Erfolg ge-
führt. Mit der zum 1.1.2016 in Kraft 
tretenden Änderung der HGO 
wird unsere Forderung endlich 
umgesetzt. Zukünftig ist es mög-
lich, dass die Gemeindevertre-
tung die Zuständigkeit für die Kre-
ditaufnahme entweder auf den 
Magistrat, einen Ausschuss oder 
eben ein einzelnes Mitglied des 
Gemeindevorstands überträgt. 
Diese Neuregelung sichert die 
notwendige Flexibilität und wahrt 
zugleich das Entscheidungsrecht 
der Stadtverordnetenversamm-
lung in Grundsatzfragen. Die Mit-
glieder der Stadtverordnetenver-
sammlung entscheiden zukünftig 
mit dem Haushalt über die Höhe 
der Kreditaufnahme und mit ihrer 
Delegationsbefugnis über das 
konkret ausführende Organ bzw. 
die zuständige Person.

Kommunale Kreditaufnahme 
wird neu geregelt
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Geht’s ums Auto, geh’ zu brass.

Automobil-Verkaufs-Gesellschaft
Joseph Brass GmbH & Co. KG
Mühlheimer Str. 311
63075 Offenbach
www.brass-gruppe.de

Ansprechpartner: 
Daniel Hartmann 
Telefon: 069 - 98 64 78 - 26
Fax: 069 - 98 64 78 - 133
E-Mail:  daniel.hartmann@brass-gruppe.de

EXKLUSIVE LEASINGANGEBOTE 
VON BRASS FÜR MITGLIEDER 
DES HESSISCHEN STÄDTETAGES

ASTRA K EDITION

UVP1  21.240,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,838 %

1.0 l Turbo, 77 kW (105 PS), 5-trg., Metallic, 
Parkpilot hinten, Klimaanlage, el. FH, 
Radio R 4.0, IntelliLink, Freisprechein-
richtung Bluetooth, Sitzheizung Fahrer u. 
Beifahrer, Lenkradheizung, Regensensor,
Bordcomputer, Geschwindigkeitsregler, 
Lenkradfernbedienung u. v. m.

178,– €Monatsrate

ASTRA K ST EDITION

UVP1  23.640,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,842 %

1.4 l Ecotec, 92 kW (125 PS), Kombi, Metallic, 
Parkpilot hinten, Klimaanlage, el. FH,
Radio R4.0, IntelliLink, Freisprecheinrich-
tung Bluetooth, Sitzheizung Fahrer und 
Beifahrer, Lenkradheizung, Regensensor,
Bordcomputer, Geschwindigkeitsregler, 
Lenkradfernbedienung u. v. m.

199,– €Monatsrate

CORSA EDITION

UVP1    16.125,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,924 %

1.4 l, 66 kW (90 PS), 5-trg., Metallic, 
Einparkhilfe, dritte Kopfstütze, Radio CD 
3.0 BT mit Bluetooth Freisprecheinrichtung, 
Sicht-Funktions ausstattung, Klimaanlage, 
Bordcomputer, Zentralverriegelung mit 
Funkfernbedienung u. v. m.

149,– €Monatsrate

INSIGNIA ST DIESEL EDITION

UVP1   33.850,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,706 %

1.6 l CDTi, 100 kW (136 PS), Kombi, Metallic, 
Einparkhilfe, Sicherheitsnetz, Radio-CD, 
Navi 900, IntelliLink, ZV mit Funkfernbedie-
nung, LED Tagfahrlicht, el. Parkbremse, 
Geschwindigkeitsregler, Bordcomputer, 
Lederlenkrad, Komfortsitze u. v. m.

239,– €Monatsrate

Alle €-Angaben sind Brutto-Preise inkl. Mehrwertsteuer. Auch andere Motorisierungen und Ausstattungen sind lieferbar. Irrtümer und Druckfehler vorbehalten. Abbildungen 
zeigen Sonderausstattungen. 1 UVP = Unverbindliche Preisempfehlung des Herstellers. Liefernebenkosten 395,– € werden ges. berechnet. 2 Ein exklusives Angebot der ALD Lease 
Finanz GmbH, Nedderfeld 95, D-22529 Hamburg für Mitglieder des Hessischen Städtetages, deren kommunale Behörden, deren Mitarbeiter und ehrenamtlich Tätige. 

Kraftstoffverbrauch in l/100 km innerorts: 7,4 – 4,6  ·  außerorts: 4,6 – 3,6  ·  kombiniert: 5,6 – 3,9  ·  CO2-Emissionen in g/km kombiniert: 130 – 99  ·  Effi zienzklassen: C – A+

ASTRA K EDITION
1.0 l Turbo, 77 kW (105 PS), 5-trg., Metallic, 

MOKKA EDITION

UVP1   25.335,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,943 %

1.6 l CDTi, 81 kW (110 PS), 5-trg., Metallic, 
Einparkhilfe, Sicht-Paket, Klimaanlage, 
Radio CD600, IntelliLink, Freisprech-
einrichtung m. Bluetooth-Schnittstelle, 
LM-Räder 17“, Nebelscheinwerfer, Leder-
lenkrad, el. FH u. v. m.

Monatsrate 239,– €

ZAFIRA TOURER EDITION 

UVP1   29.020,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,886 %

1.6 l CDTi, 88 kW (120 PS), Metallic, Radio  
CD300, Klimaanlage, el. FH, Parkpilot, Sitz- 
heizung Fahrer u. Beifahrer, Lederlenkrad 
beheizb., Regensensor, Geschwindigkeitsreg-
ler, NSW, Dachreling, Solar-Protect Wärme-  
schutzverglasung, Regensensor u. v. m.

Monatsrate 257,– €
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„Pakt für den Nachmittag“ findet 
aufmerksames Publikum in Babenhausen

(JD) Babenhausen war Treffpunkt 
zur Besprechung eines wichtigen 
Fachthemas im Hessischen Städ-
tetag. Intensiv beschäftigten sich 
Wahlbeamte sowie Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter aus den Fachberei-
chen auf der regionalen Ebene der 
Arbeitsgemeinschaften Süd und 
Mitte mit der praktischen Umset-
zung des „Paktes für den Nachmit-
tag“. Ort der Diskussion war das 
Feuerwehrzentrum der Mitglied-
stadt Babenhausen.
Die Leiterin des Büros für Bildung 
und Schulentwicklung im Kreis 
Darmstadt-Dieburg, Anja Simon, 
legte im Einzelnen dar, wie der Kreis 
die Rahmenvereinbarung mit dem 
Land Hessen zum „Pakt für den 
Nachmittag“ umsetzt. 

Der Kreis will ein homogenes, fa-
milienfreundliches Angebot für die 
Zeit von 7:30 - 17:00 Uhr sicherstel-
len und die Betreuungsangebote an 
Grundschulen kreisweit transparent 
und einheitlich finanzieren. Die frei-
en Träger will der Kreis von admi-
nistrativen Aufgaben befreien. Sie 
sollen sich ganz ihrer Kernaufgabe 
widmen können, die ihnen anver-
trauten Schülerinnen und Schüler zu 
betreuen.

Zur Organisation und Mittelbewirt-
schaftung hat der Kreis eine gemein-
nützige Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung – gGmbH – gegründet. 
Die Gesellschaft arbeitet zunächst 
nach dem Besteller-Prinzip. Sie be-
auftragt freie Träger, kann aber auch 
selbst Träger des Angebots vor Ort 
werden.
Das Kreiskonzept sieht zwei zeitli-
che Formate vor:
•	 Format 1: 7:30 – 14:30 Uhr,
•	 Format 2: 7:30 – 17:00 Uhr, zu- 
	 züglich fünf Wochen Ferien- 
	 betreuung.

Zu den Standards:
•	 Gruppengröße 22 Kinder (max.  
	 +3 / Mindestgruppengröße 16);

•	 Fachkräfte 1,5 pro Gruppe, rech- 
	 nerisch je zu 50 % ErzieherIn  
	 (S 8a), zu 50 % Ergänzungskraft  
	 (S 2);
•	 Berücksichtigung von 8 % Sach- 
	 kostenanteil, 7 % Verwaltungs- 
	 kostenanteil, Leitungsstellenan- 
	 teil sowie 
•	 Vorbereitungszeit enthalten  
	 (Deckelung der Sach- und Ver- 
	 waltungskosten auf max. 25 %  
	 der Landesmittel);
•	 Hinwendung zu „Lernzeiten“:  
	 Kinder, die im Pakt für den Nach- 
	 mittag angemeldet sind, sol- 
	 len ihre Hausaufgaben am Ort  
	 der Schule erledigen können.

Zur Finanzierung:
•	 Gesamtfinanzierung durch  
	 Land, kommunale Seite (LK und  
	 Standortkommune) sowie El- 
	 ternbeiträge;
•	 Standortkommune übernimmt  
	 die Finanzierung des Angebots  
	 von 14:30 – 17:00 Uhr sowie der  
	 Ferienbetreuung für 5 Wochen;
•	 Die Landesressource reicht bei  
	 o.g. Standards für eine Inan- 
	 spruchnahme von ca. 46 % (Be- 
	 treuungsquote);
•	 Kreis bezuschusst das Angebot  
	 des Landes bis 14:30 Uhr – ge- 
	 staffelt: abhängig von der Be- 
	 treuungsquote.

Elternbeitrag:
•	 50 Euro monatlich für das For- 
	 mat bis 14:30 Uhr,
•	 zusätzlich 80 Euro für das For- 
	 mat bis 17:00 Uhr (je für 12 Mo- 
	 nate/Jahr zu zahlen).
•	 In dem monatlichen Beitrag für  
	 die Zeit von 7:30 - 17:00 Uhr 
•	 von 130 Euro ist eine Ferienbe- 
	 treuung für insgesamt 5 Wo- 
	 chen/Jahr enthalten.	

Landkreiszuschuss:
•	 zum Angebot des Landes bis  
	 14:30 Uhr in Höhe von max.  
	 5.000 Euro pro Gruppe (zzgl.  
	 10 % für GmbH). Der Zuschuss  

Bildung, 
Kinder 
und Jugend
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Änderungen des Hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) in Kraft getreten

Am 1. Januar 2014 sind die Ände-
rungen des Hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) 
in Kraft getreten. Das Gesetz greift 
zwei von drei wesentlichen Forde-
rungen des Hessischen Städte-
tages auf: Zusammenführung der 
Fördertatbestände und Umstellung 
der platz- auf die kindbezogene För-
derung. Darüber hinaus führt das 
Gesetz Qualitätspauschalen unter 
anderem für die Durchführung des 
Bildungs- und Erziehungsplanes 
ein. Dies wird ebenfalls von den 
Städten und Gemeinden in Hessen 
begrüßt. Der Gesetzentwurf über-
nimmt die bisherigen Mindeststan-
dards und hinterlegt sie mit einem 
durch das Urteil des Staatsgerichts-
hofes vom 6. Juni 2012 notwendigen 
Kostenausgleich, sieht aber für die 
anderen Aufgaben keine wesentli-
chen originären Landesmittel vor. 
Dies bedauert der Hessische Städ-
tetag, da die bundesgesetzlich vor-
gesehene Aufgaben stetig anwach-
sen.

Investitions- und Betriebskosten 
werden weiter zu einem ganz über-
wiegenden Teil durch die Städte 
und Gemeinden getragen. Dabei 
haben sowohl Bund und Land we-
gen der Übertragung einer p ichti-
gen Selbstverwaltungsaufgabe eine 
konnexitäre Kostentragungsp icht 
als auch die freien Träger nach § 74 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB VIII eine 
angemessene Eigenleistung zu er-
bringen. Letztere braucht nicht aus-
schließlich aus Geld zu bestehen, 
wenn der Träger nach seiner Struk-
tur zur Bereitstellung nennenswerter 
Geldmittel nicht in der Lage ist und 
ihm auch keine besonderen Einnah-
men aus Spenden und Sammlungen 
zur Verfügung stehen. Im Allgemei-
nen ist eine Eigenleistung zwischen 
15 und 25 % der entstehenden Ge-
samtkosten angemessen. Dies hat 
das Bundesverwaltungsgericht in 
einem Urteil vor kurzem in ständiger 
Rechtsprechung erneut bekräftigt: 

BVerwG, Urteil vom 17.7.2009 – 5 C 
25/08 –. Ein Drittel der Platzkosten 
können bzw. sollen grundsätzlich 
die Eltern durch Gebühren und Bei-
träge aufbringen. Eltern, die sich die 
Betreuungsgebühren nicht leisten 
können, können einen Antrag bei 
dem zuständigen Jugendhilfeträger 
nach § 90 SGB VIII stellen.

Das Gesetz regelt des Weiteren un-
ter anderem die Mindeststandards 
zur Gewährleistung des Kindes-
wohls in Tageseinrichtungen in den 
§§ 25a bis 25d HKJGB neu. Gleich-
zeitig wird mit dem Ziel der Redu-
zierung des Verwaltungsaufwandes 
eine Rahmenbetriebserlaubnis ein-
geführt.

Nicht in jedem Fall muss am 1. Ja-
nuar 2014 eine neue Rahmenbe-
triebserlaubnis beantragt werden. 
Vielmehr kann mit einer gültigen 
Betriebserlaubnis weiter gearbeitet 
werden, jedenfalls bis zum Ende der 
Übergangsfrist am 1. September 
2015 (§ 57 Abs. 1 HKJGB).

Mit der Einführung der Rahmenbe-
triebserlaubnis im Sinne eines grö-
ßeren Gestaltungsspielraums des 

Trägers steigt die Bedeutung der 
bestehenden Meldep ichten der 
Träger gegenüber den zuständigen 
Jugendämtern gemäß § 47 Ach-
tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
VIII), § 15 Hessisches Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuch (HKJGB). 
Dabei ist hervorzuheben, dass sich 
der Umfang der derzeit bestehen-
den Meldep ichten mit dem neuen 
Betriebserlaubnisverfahren nicht 
verändert hat, vielmehr wurde durch 
das Bundeskinderschutzgesetz in 
§ 47 SGB VIII nunmehr ausdrück-
lich geregelt, dass sog. „besonde-
re Vorkommnisse“ unverzüglich zu 
melden sind. Ergänzend wird darauf 
hingewiesen, dass es in Verantwor-
tung des Jugendamtes zu entschei-
den ist, ob, wie es § 47 SGB VIII 
verlangt, jede Personaländerung zu 
melden ist. Über die Meldep ichten 
nach § 47 SGB VIII hinaus muss, da-
mit das zuständige Jugendamt ge-
mäß § 15 HKJGB überprüfen kann, 
ob die Voraussetzungen für die Be-
triebserlaubnis auch im laufenden 
Betrieb weiterhin vorliegen, der Trä-
ger in der jährlichen Meldung nach 
§ 47 SGB VIII auch Angaben über 
das Alter und die Betreuungszeit der 
betreuten Kinder machen.

Bildung, 
Kinder 
und Jugend
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>   60 % bis zu 70 % 2.500 € Zuschuss pro Gruppe/Jahr 

>   70 %    5.000 € Zuschuss pro Gruppe/Jahr 

 

Die Standortkommune zahlt 6.240 Euro pro Gruppe/Jahr im Format 2 (14:30 - 17:00 

Uhr) (zzgl. 10 % für GmbH). 

 

Quelle der Grafik: Kreis Darmstadt-Dieburg, Frau Anja Simon 

 

Die Teilnehmer an der Veranstaltung in Babenhausen konnten ihr Bild von den 

Aktivitäten vor Ort zudem vertiefen. Die Schulleiterin Schulz-Mandl und Konrektorin 

Müller erläuterten die am 1.9.2015 gestartete Pilotphase ihrer Grundschule „Im 

Kirchgarten“ in Babenhausen. Für diese Phase kann die Schule mit 3,37 Stellen 

rechnen, die zu 33 Prozent in Lehrerstunden genommen werden müssen.  

Eine Steuergruppe aus Mitgliedern des Kollegiums, der Schulleitung, Elternvertretern, 

Trägern, der Koordinatorin des Ganztages und pädagogische Leiterin der Betreuenden 

Quelle der Grafik: Kreis Darmstadt-Dieburg, 

Frau Anja Simon

	 ist nach Betreuungsquote ge- 
	 staffelt:
	 >   40 % bis zu 60 %	
		  1.500 € Zuschuss pro 
		  Gruppe/Jahr
	 >   60 % bis zu 70 %	
		  2.500 € Zuschuss pro 
		  Gruppe/Jahr
	 >   70 % 			 
		  5.000 € Zuschuss pro 
		  Gruppe/Jahr

Die Standortkommune zahlt 6.240 
Euro pro Gruppe/Jahr im Format 2  
(14:30 – 17:00 Uhr) (zzgl. 10 % für 
GmbH).

 

Die Teilnehmer an der Veranstaltung 
in Babenhausen konnten ihr Bild von 
den Aktivitäten vor Ort zudem vertie-
fen. Die Schulleiterin Schulz-Mandl 
und Konrektorin Müller erläuterten 
die am 1.9.2015 gestartete Pilot-
phase ihrer Grundschule „Im Kirch-
garten“ in Babenhausen. Für die-
se Phase kann die Schule mit 3,37 
Stellen rechnen, die zu 33 Prozent in 
Lehrerstunden genommen werden 
müssen. 
Eine Steuergruppe aus Mitgliedern 
des Kollegiums, der Schulleitung, 
Elternvertretern, Trägern, der Koor-
dinatorin des Ganztages und päda-
gogische Leiterin der Betreuenden 
Grundschule haben das Konzept für 
die Schule entwickelt und arbeiten 
auch an seiner Fortschreibung.

12É
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Der neue Koalitionsvertrag – 
ein Blick auf den Bereich Verkehr und ÖPNV 

Drei Monate nach der Landtags-
wahl in Hessen haben die jetzigen 
Regierungsparteien ihren Koaliti-
onsvertrag für die 19. Legislatur-
periode vorgestellt. Darin wird das 
Thema „Mobilität“ als eines der zen-
tralen Zukunftsthemen bezeichnet. 
Schwerpunkte in diesem Abschnitt 
sind u. a. die Themen Nachhaltig-
keit des Verkehrs, die Sicherung des 
öffentlichen Personennahverkehrs, 
Flughafen und Lärmschutz. 

Hervorzuheben ist, dass die Koa-
litionspartner neben allgemeinen 
Programmansätzen auch konkrete 
Maßnahmen ansprechen. So be-
steht im Bereich ÖPNV die Überle-
gung, ein Schülerticket einzuführen. 
Dieses soll das ganze Jahr über eine 
einfache Nutzung von Bussen und 
Bahnen für Schülerinnen und Schü-
ler auf dem Weg zur Schule, aber 
auch im Freizeitverkehr gewährleis-
ten. Dazu soll zunächst evaluiert 

werden, welche Mittel zurzeit für die 
Schülerbeförderung von den Kom-
munen und dem Land Hessen aus-
gegeben werden. Danach soll ent-
schieden werden, ob eine Änderung 
des Schulgesetzes für den Bereich 
der Schülerbeförderung erfolgt und 
welcher Preis für das Schülerticket 
eingeführt werden kann. 

Im Bereich der Verkehrs nanzierung 
besteht Einigkeit, dass die Ent ech-
tungsmittel (Landesmittel nach dem 
bisherigen GVFG) für den ÖPNV und 
den kommunalen Straßenbau ge-
bunden werden. Auf Bundesebene 
möchten sich die Koalitionspartner 
für eine Fortführung der Ent ech-
tungsmittel über 2019 hinaus einset-
zen. 

Die Nachhaltigkeit soll u.a. durch 
Maßnahmen im Bereich des Schie-
nenverkehrs und eine Erhöhung des 
Anteil des Radverkehrs bis 2020 ge-
fördert werden.

Wirtschaft
und 
Verkehr
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Schilder „Radarkontrolle“ können abmontiert werden

Das Ende kam dann schnell. Mit 
zwei Sätzen hat der neue Hessi-
sche Verkehrsminister am 30.1.2014 
die Anordnung seines Vorgängers 
Rentsch vom 25.7.2013 aufgehoben; 
die Kommunen können in eigener 
Zuständigkeit entscheiden, ob die 
aufgestellten Schilder bleiben. Der 
Hessische Städtetag hatte in einem 
regen Schriftwechsel mit dem Ver-
kehrsministerium die unterschied-
lichen rechtlichen Positionen aus-
getauscht. Ein Gespräch nach der 
Landtagswahl mit dem damaligen 
Staatssekretär, dem Präsidenten 
des Städtetags und der Geschäfts-
stelle führte zu einem „Stillhalte-
Abkommen“. Zuletzt hatte eine be-
auftragte Bonner Anwaltskanzlei in 
seinem 40-seitigen Rechtsgutach-

ten dem Verkehrsminister rechtmä-
ßiges Handeln bescheinigt. Deren 
Rechtsansicht konnte der Städ-
tetag nicht teilen. Das landesweit 
angeordnete Zusatzzeichen (§ 39 
Abs. 3 StVO)  ndet keine Rechts-
grundlage. Nur die in der StVO ab-
gebildeten Verkehrszeichen dürfen 
verwendet werden oder solche, die 
das für Verkehr zuständige Bun-
desministerium nach Anhörung der 
zuständigen obersten Landesbe-
hörden im amtlichen Katalog der 
Verkehrszeichen im Verkehrsblatt 
zulässt. In der Verkehrsminister-
konferenz im April 2013 war Minis-
ter Rentsch damit gescheitert, § 23 
Abs. 1b StVO zu streichen und Ra-
darwarngeräte zuzulassen. 
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Bremshilfe für Raser kann fallen
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Gastbeitrag: Landesgartenschau 2018 in Bad Schwalbach 
Rede von Michael Falk, Geschäftsführer der Landesgartenschau Bad 
Schwalbach 2018 GmbH am 15. Januar 2016 anlässlich des Treffens der 
Arbeitsgemeinschaft Mitte des Hessischen Städtetags in Bad Schwalbach1

(JD) Herr Falk verweist auf die für die 
Größe von Bad Schwalbach überdi-
mensionale Baustelle und hofft auf 
eine dann erfolgreiche Landesgar-
tenschau. Er erklärt, auf welchem 
Weg die Stadt dorthin kommen 
möchte.

„Die meisten Menschen denken 
beim Stichwort Gartenschau an eine 
bunte Blumenschau. An ältere Men-
schen, die eine Busreise unterneh-
men, vielleicht noch an Hobby- oder 
Schrebergärtner. In der Tat dient sie 
natürlich den Handwerksverbänden 
der grünen Berufe als Leistungs-
schau. Aber sie bietet auch eine Fül-
le von Chancen, viel mehr, als man 
auf den ersten Blick vermuten mag.
Sowohl für die ausrichtende Stadt, 
als auch für den Besucher. Man 
muss sie nur nutzen.

Der Zuschuss des Landes Hessen 
beträgt 3,3 Mio. Euro und muss für 
die Investitionen verwendet werden. 
Invest meint Daueranlagen; aus dem 
sogenannten Durchführungshaus-
halt wird die eigentliche Ausstellung 
Landesgartenschau bezahlt, diese 
wird demzufolge gar nicht gefördert.

Ich möchte Ihnen natürlich gerne 
über die Situation und die Bedürf-
nisse Bad Schwalbachs berichten. 
Beginnen wir mit etwas Historie:
Vermutlich 1568 wurde das Heilwas-
ser entdeckt.
Und spätestens seit dem 30-jäh-
rigen Krieg wurde das Heilwasser 
zum Exportgut. Es wurde in Ton-
krügen nach ganz Europa versandt. 
Kaum jemand nahm den beschwer-
lichen Weg auf sich nach Schwal-
bach zu kommen, um sich vor Ort 
vom Wasser heilen zu lassen. Mit der 
Verbesserung der Verkehrsanbin-
dung Anfang des 19. Jahrhunderts 
kamen die Kurgäste auch nach Bad 
Schwalbach. Mit jedem Schritt des 

So sieht das künftige Landesgartenschaugelände in Bad Schwalbach heute aus

Aufblühens des Kurorts verschwand 
ein wenig vom Geschäftssinn.
Nach dem 2. Weltkrieg wurde der 
Wandel vom Luxus- zum Sozialbad 
abgeschlossen. Fortan sandten die 
Renten-, Kranken und Unfallkassen 
Ihre Mitglieder per Krankenschein 
nach SWA.

1996: Der Sozialstaat wurde zu teu-
er und die Gesundheitsreform Stu-
fe 2 wurde gezündet: Das Ende der 
klassischen Sozialkur beschlossen, 
was einen Schock für die Bäder in 
Deutschland darstellte.
Wie viele andere Bäder stand auch 
Bad Schwalbach ohne Konzept dar.
Die Abwärtsspirale setzte sich in 
Gang.

Und da hat sich Herr Hußmann bei 
seiner Amtsübernahme richtiger-
weise gedacht, bevor der letzte das 
Licht ausmacht muss etwas ge-
schehen.
Die Stadt benötigt einen Impuls, um 
sich aus der Abwärtsspirale zu be-
freien. Die Menschen brauchen eine 
Vision, um die Lethargie zu überwin-
den und an einen irgendwie gearte-
ten Neuanfang zu glauben.
Die Gartenschau ist ein guter, ge-
eigneter Impuls. Man muss ihn nur 
nutzen.
Was heißt das?
Es wird eine Strategie benötigt, die 

verhindert, dass der Fokus allzu sehr 
auf der fünfmonatigen Ausstellung 
liegt. Denn wenn dies der Fall ist, 
dann sperren Sie im Oktober die 
Gartenschau nach 160 Tagen zu und 
es wird wieder fast alles wie vorher.

Beginnen wir mit den Anlagen.
Unser Kurpark besteht aus zwei Tä-
lern unterschiedlicher Ausprägung, 
die je ca. einen Kilometer lang sind 
und am Ende fließend in die Natur 
des Taunus übergehen.
Unser Kurpark ist als wunderbarer 
Landschaftspark angelegt. Er weist 
allerdings einen Sanierungsstau von 
ca. 40 Jahren auf.
Überdies sind viele Einrichtungen 
nicht mehr zeitgemäß.
Unsere Hauptinvestition ist daher 
die Sanierung und teilweise Neuge-
staltung des Kurparks.
Denkmalschutz, Heilquellenschutz, 
Naturschutz, Artenschutz machen 
es an der einen oder anderen Stelle 
nicht ganz einfach.
Das hält uns aber nicht ab, das spornt 
uns an und wir setzen das um: Er 
soll wieder das werden, was er war 
und ist: Ein Natur-Landschaftspark 
mit schönen Alleen, mit optischen 
Sichtachsen, mit einladenden Ent-
spannungsinstallationen im Sinne 
des Kneipp-Gedankens.
Aber auch zeitgemäße, hippe Nutz-
barkeiten wird es geben. Kein „Be-
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treten verboten“, sondern Treff- und 
Erlebnispunkt, Ort für Veranstal-
tungen. Mehrgenerationsgarten 
mit Spielflächen für kleinere Kinder 
und Demenzgartenanteilen in einem 
Bereich. Sport- und Chill-Bereiche 
für die Jugendlichen. Wasserbe-
cken als Kneipp oder einfach nur 
zum Füße kühlen für müde Wande-
rer. Rastplatz und ein renaturierter 
Bachlauf mit Bachzugang und Furt 
runden das Angebot ab.
Und dieses Konzept, das muss jetzt 
fertig werden, denn es muss die Ge-
staltung der Ausstellung Landesgar-
tenschau beeinflussen, wenn nicht 
gar ausmachen.
Warum? Weil zur Landesgarten-
schau mehrere Hunderttausend Be-
sucher kommen.
Besucher, denen ich etwas erzählen 
kann. Eine gigantische Werbeplatt-
form, ein prima Marketing-Tool.
Das ist die eigentliche Chance, die 
die Gartenschau bietet. Den Men-
schen einen nachhaltigen Eindruck 
geben, was hier in der Stadt und der 
Region geht.
Da gibt es nun also einen sanierten 
Park, von dem die Schwalbacher 
wieder Besitz ergreifen werden und 
der sicherlich erstmal ein wunder-
schönes urbanes Grün darstellt.
Daraus lässt sich zunächst einmal 
ein Teilziel-Konzept „Interessanter 
Wohn- und Arbeitsstandort“ ablei-
ten. Es ist eines unserer Ziele, wieder 
interessant für Wohnort-Suchende 
im Rhein-Main-Gebiet zu werden.
Möglicherweise können wir ja so 
etwas wie ein Work-Life-Balance-
Quartier anbieten.
Bestandsaufnahme. Was haben wir 
hier, was andere nicht haben? Wir 
haben viel nicht, was andere haben! 
Wir haben keinen guten Autobahn-
Anschluss, wir haben keine geeig-
neten Industrieflächen, wir haben für 
industrielles Gewerbe nicht die pas-
sende Topografie. Wir haben aber 
jede Menge echte Natur.
Es war schnell klar: Es geht nur mit 
dem Wirtschaftszweig Tourismus.
Idylle, romantische Täler und Plätze, 
fantastische Panoramen.
Wir haben die Natur als Entschleuni-
gungsexperten – das ursprüngliche 
und einfache. Wir haben die Land-

lust. Wandern, Radfahren, Laufen, 
Trekking, Geo Caches, Hindernis-
lauf als Bewegung in der Natur auf 
der einen Seite.
Als Gegenpol Entspannungseinrich-
tungen im Kurpark. Eigene Veran-
staltungen und solche durch Part-
ner: Yoga im Park.
Den Bogen spannen zum Gesund-
heitsthema, nicht die Kur wiederbe-
leben, das wird nicht gelingen, aber 
moderne Entschleunigungsthemen, 
Work-Life Balance.
Entspannen und Bewegen. Integ-
ration des Kneipp-Gedankens, der 
brandaktuell ist.
Zusätzlich Natur-Erlebnisparcours 
und Einrichtungen für Familien- und 
Kinderangebote.
Regional und natürlich ernähren. 
Das Thema dockt als aktueller Ge-
sellschaftstrend an das Naturthema 
an und lässt sich wunderbar kombi-
nieren. Eine klare Fokussierung auf 
das Thema Natur, kein Gemischtwa-
renladen, ein klares Angebot für eine 
klare Zielgruppe.
Und um es nun wirklich rund zu ma-
chen und um uns von anderen Na-
turregionen abzuheben, haben wir 
noch ein besonderes Highlight der 
Region entdeckt. Hofläden, Streu-
obstwiesen, Hofcafés, Arche-Höfe, 
Lama-Treckings, Ziegenwanderun-
gen, Wegenetz mit Hotspots sowie 
Kultur- und Landschafts-Highlights, 
wie der Limes. Romantische Pick-
nickstellen und Aussichtspunkte, 

Burgen und Ruinen, die Nassaui-
sche TouristikBahn und vieles mehr 
sind hier beinhaltet.
Angebote als Rezepte für ein schö-
nes Wochenende oder einen Aus-
flug auf einer eigenen Website.
Das eingangs erwähnte Bedürfnis 
für Bad Schwalbach haben wir also 
definiert als „den Tourismus wieder 
etablieren“ und über diese Schiene 
den Aufwärtstrend in alle Bereiche 
anzustoßen.
Wir haben ein touristisches Konzept 
erarbeitet, das ein Bild von einer tou-
ristischen Destination Untertaunus 
zeichnet. Dieses Bild vermitteln wir 
dem Gast der Landesgartenschau.
Neben der Leistungsschau der Gärt-
ner werden wir die neue Tourismus-
destination mit passenden Mitteln 
präsentieren.
Aber damit ist noch immer nicht 
Schluss. Der Gast wird die Werbe-
botschaft nur dann wahrnehmen, 
wenn ihm sein Tag auf der Landes-
gartenschau gefallen hat. Wenn er 
das Gelände zufrieden verlässt.
Dafür haben wir weitere Pläne:
Gastronomie-Konzept, Angebo-
te für alle Generationen, wirklich 
alle weg von dem Rentner-Bustou-
rismus Image, zeitgemäße, hippe 
Angebote, wie z.B. regionale Le-
bensmittel, Nachhaltigkeits- und 
Rohstoffthemen, Urban Farming, 
Kneipp-modern usw.
Ich hoffe Sie 2018 begrüßen zu dür-
fen.“

Bürgermeister Hußmann (vorne links) begrüßt die Mitglieder der AG Mitte im historischen 

Kaminzimmer des Alleesaalgebäudes in Bad Schwalbach. Neben ihm: Frau Fachbe-

reichsleiterin Anja Rippl aus Schlitz, Bürgermeister Lotz aus Dillenburg, hintere Reihe 

von links: Direktor Dr. Dieter, Geschäftsführender Direktor Gieseler, Landesgartenschau-

GmbH-Geschäftsführer Falk.
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Hürden auf dem Weg zum „öffentlichen WLAN“

(Sl) Die Digitalisierung der Städte 
schreitet unwillkürlich voran. Immer 
neuere Trends entwickeln sich. In 
einer immer schnelleren und tech-
nisch versierteren Welt sind die 
Erwartungshaltungen an die Kom-
munen in Zusammenhang mit dem 
digitalen Fortschritt groß, allem vo-
ran die Erwartung in den Innenstäd-
ten öffentlich verfügbares Wireless 
Local Area Network (WLAN) vorzu-
finden. 

Eine Umfrage des Hes-
sischen Städtetages hat 
ergeben, dass sich eine 
Vielzahl der Mitglied-
städte mit der Frage 
der Einrichtung öffent-
licher WLAN-Hotspots 
auseinandersetzt. Die 
Gründe dafür sind viel-
fältig. WLAN erhöht zum 
einen unzweifelhaft die 
Lebensqualität in den 
Städten und steigert 
somit allgemeinhin die 
Qualität vor Ort. Zudem 
ist die Errichtung frei 
zugänglicher WLAN-
Hotspots in den Innenstädten nach 
Einschätzungen Vieler vor allem 
unter dem Gesichtspunkt des City- 
und Tourismusmarketings von Be-
deutung. 

Hat sich eine Kommune für ein öf-
fentliches drahtloses lokales Netz 
vor Ort ausgesprochen, sind bei der 
Frage der Errichtung eines solchen 
Netzes sowohl Aspekte in techni-
scher, in betriebswirtschaftlicher 
als auch in rechtlicher Hinsicht zu 
klären bzw. von Bedeutung. Da-
bei müssen je nach gewähltem 
Geschäftsmodell Vorgaben der 
Hessischen Gemeindeordnung  
(§ 121 HGO), des Beihilferechts, des 
Vergaberechts und des Telekommu-
nikationsrechts beachtet und offene 
Haftungsfragen geklärt werden. 
Neben der Frage der Störerhaftung, 
die sich aus Sicht der Kommunen 
aber nur bei der Wahl bestimm-
ter Modelle stellt, muss zudem die 

Finanzierung eines solchen An-
gebots geklärt werden. Eigens für 
den WLAN-Hotspot-Ausbau vorge-
sehene Finanzierungsprogramme 
seitens des Landes gibt es nicht. 
Eine Möglichkeit, den Ausbau von 
WLAN-Hotspots zu finanzieren, 
stellt für die Kommunen aber das 
Hessische Kommunalinvestitions-
programm dar, in welchem das Land 
über ein Darlehensprogramm der 
WIBank Hessen 373 Millionen Euro 

für den Ausbau der kommunalen In-
frastruktur bereitstellt, unter welche 
sich auch der Ausbau öffentlicher 
WLAN-Zugänge als „sonstige kom-
munale Infrastruktur“ fassen lässt.

Änderungen des 
Telemediengesetzes 
Der Grund, warum öffentliche draht-
lose lokale Netzwerke in Deutsch-
land weniger verbreitet sind als in 
anderen Ländern, liegt unter ande-
rem daran, dass potentielle Betrei-
ber von WLAN-Internetzugängen 
aufgrund der Rechtslage verunsi-
chert sind. Die Frage, unter welchen 
Voraussetzungen ein Betreiber 
von WLAN-Internetzugängen für 
Rechtsverletzungen seiner Nutzer 
haften muss, ist gesetzlich nicht 
eindeutig geregelt. Auch die höchst-
richterliche Rechtsprechung konnte 
die Unsicherheiten nicht beseitigen. 
Aus diesem Grund ist es zwar po-
sitiv zu bewerten, dass der Gesetz-
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geber die Handlungsnotwendigkeit 
erkannt hat, wenngleich bezweifelt 
werden kann, dass die vorgesehe-
nen Änderungen den großen Wurf 
darstellen und die WLAN-Abde-
ckung des öffentlichen Raums för-
dern werden.

Die aus kommunaler Sicht bedeut-
samsten Regelungen in dem Ent- 
wurf des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Telemediengeset-

zes (TMG) (Bundes-
tagsdrucks. 18/6745) 
sind vor allem in der 
Änderung des § 8 
TMG zu sehen: Zum ei-
nen soll in einem neuen 
dritten Absatz klar-
gestellt werden, dass 
sich die Betreiber von 
WLAN-Netzen auf das 
Haftungsprivileg des § 8 
TMG berufen können. 
Der Gesetzentwurf sieht 
zum anderen auch vor, 
dass eben diese Betrei-
ber drahtloser lokaler 
Netzwerke wegen einer 
rechtswidrigen Hand-

lung eines Nutzers nicht auf Beseiti-
gung oder Unterlassung in Anspruch 
genommen werden können, wenn 
sie zumutbare Maßnahmen ergriffen 
haben, um eine Rechtsverletzung 
durch Nutzer zu verhindern. 

Die geplanten Änderungen werden 
von vielen Seiten kritisch hinterfragt. 
Insbesondere wird die Verwendung 
unklarer Rechtsbegriffe bemängelt, 
die weitere Unsicherheiten hervorru-
fe. Daneben wird auch der Ruf lauter, 
die Störerhaftung (bis auf Fälle kollu-
siven Zusammenwirkens) in diesem 
Bereich vorbehaltlos abzuschaffen. 
Hierfür spricht sich auch der Bun-
desrat in seiner Stellungnahme aus. 
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(Sw) Das Land beabsichtigt, die 
Kommunen in der Nachbarschaft 
von Windenergieanlagen unter be-
stimmten Voraussetzungen finanzi-
ell zu unterstützen. Insgesamt ste-
hen jährlich 1,2 Millionen Euro bereit, 
um sowohl eine direkte Beteiligung 
an den Pachteinnahmen von Hessen 
Forst als auch eine Förderung von 
Klimaprojekten zu ermöglichen. 

Mit der nun vorgesehenen Beteili-
gung entspricht das Land zumindest 
in Teilen den berechtigten Erwar-
tungen, die 2011 im Rahmen des 
hessischen Energiegipfels bei den 
Städten und Gemeinden geweckt 
wurden. Damals hatten die Teilneh-
mer vereinbart zu prüfen, wie die 
Kommunen an den Pachteinnahmen 
des Landes beteiligt werden können.
Insoweit setzt das Land nun ein 
wichtiges Signal. Nicht nachvoll-
ziehbar ist dabei, dass der Kreis 
der berechtigten Kommunen einge-
schränkt wird.

Direkte Beteiligung an den 
Pachteinnahmen
In einem Vermerk zum Haushalt 
2016 hat das Land festgelegt, die 
hessischen Kommunen an einem 
Teil des wirtschaftlichen Ertrages 
aus der Verpachtung landeseigener 
Flächen im Staatswald für die Errich-
tung und den Betrieb von Windener-
gieanlagen finanziell zu beteiligen. 
Danach beträgt die maximale Höhe 
der finanziellen Beteiligung 20 Pro-
zent des wirtschaftlichen Ertrages. 
Antragsberechtigt sind neben der 
Standortkommune auch Anrainer-
kommunen, deren Gemarkungs-
grenze maximal einen Kilometer 
oder deren geschlossene Wohnbe-
bauung maximal zwei Kilometer von 
einer Windenergieanlage entfernt 
liegt.
Löst ein Windpark mehrere An-
spruchsberechtigungen aus, wer-
den die 20 Prozent durch die Zahl der 
anspruchsberechtigten Gemeinden 
geteilt. 

Hessischer Städtetag  |  Informationen 3-4/2014

Überlegungen zu einem 
Landes-E-Government-Gesetz in Hessen

Ein hessisches E-Government-Ge-
setz (Hess-EGovG) sollte notwen-
dige rechtliche Grundlagen für die 
digitale Verwaltung schaffen.

Am 25.7.2013 ist das (Bundes-)
“Gesetz zur Förderung der elek-
tronischen Verwaltung sowie zur 
Änderung weiterer Vorschriften – 
E-Government-Gesetz (EGovG)“ 
verkündet worden. Das Gesetz soll 
die rechtliche Grundlage für die di-
gitale Verwaltung schaffen. Damit 
liegen nun weitere Möglichkeiten 
vor, die Verwaltung grundlegend 
und durchgängig auf elektronische 
Geschäftsprozesse umzustellen, 
denn das Gesetz betrifft grundsätz-
lich alle Verwaltungsbereiche. Ziel 
des EGovG ist es, durch den Abbau 
bundesrechtlicher Hindernisse die 
elektronische Kommunikation mit 
der Verwaltung zu erleichtern. Das 
Gesetz soll dadurch Bund, Ländern 
und Kommunen ermöglichen, einfa-
chere, nutzerfreundlichere und ef -
zientere elektronische Verwaltungs-
dienste anzubieten.

• Das Bundesgesetz wurde bisher 
 allseits positiv bewertet.
• Ein eventuelles Gesetz zur Aus-
 führung des EGovG auf Landes-
 ebene muss sich auf die rechtlich 
 notwendigen Bedingungen zur
 Unterstützung für ein wirksames 

 Ebenen übergreifendes E-
 Government beschränken, um zur 
 Umsetzung von E-Government 
 den kommunalen Verwaltungen 
 genügend Spielraum zu belassen.
• Wie in den vergangenen Jahren 
 in Hessen praktiziert, bedarf es für 
 eine erfolgreiche Zusammenar-
 beit im E-Government des Wil-
 lens, das Ziel der Verwaltungs-
 modernisierung gemeinsam zu 
 erreichen. Dazu bedarf es aller-
 dings verlässliche Ansprechpart-
 ner, wie der bisherige CIO einer 
 war und der dieses Amt über-
 nehmende Finanzminister, Tho-
 mas Schäfer, hoffentlich einer sein 
 wird. In Hessen sind wir bisher 
 ohne einen kommunalen Landes-
 pakt „Masterplan“ weit vorange-
 kommen. 
• Bei möglichen Weiterungen durch 
 das Land bei der elektronisch vor-
 gegebenen Durchführung von
 Weisungs- und Auftragsange-
 legenheiten ist der Grundsatz der 
 Konnexität zu beachten.

Zukünftig sollte es daher mit den 
durch ein Hess-EGovG vorgesehe-
nen Instrumenten möglich werden, 
Verwaltungsvorgänge durchgängig 
elektronisch anzustoßen (Antrag, 
Eingabe, Anfrage), zu bearbeiten 
und abzuschließen (Bescheid, Ent-
scheidung, Verwaltungsakt).

Das (Bundes-)EGovG unterscheidet 
zwischen Behörden des Bundes 
und der Länder und Kommunen. 
Einige Vorschriften verp ichten nur 
die Behörden des Bundes. Konkret 
gilt das z. B. für die verp ichtende 
Zugangseröffnung für De-Mail und 
den neuen Personalausweis. Das 
EGovG gilt für die Kommunen, wenn 
sie Bundesrecht ausführen und die 
jeweilige Vorschrift in ihrem Anwen-
dungsbereich nicht explizit auf Bun-
desbehörden beschränkt ist. In die-
sem Fall sind kommunale Behörden 
verp ichtet, elektronische Bezahl-
möglichkeiten einzurichten (Art. 1
§ 4 EGovG) und ab dem 1.7.2014 
einen elektronischen Zugang zu 
eröffnen (Art. 1 § 2 EGovG). Dabei 
sind mit dem Vorhandensein eines 
E-Mail-Postfaches und der Internet-
Bekanntgabe einer Bankverbin-
dung, über die Zahlungen online 
abgewickelt werden können, den 
Anforderungen des Gesetzes zu-
nächst Genüge getan. 

Das Bundesgesetz regelt daher 
nicht die vollständige Ausgestaltung 
elektronischer Verwaltung in den 
Ländern, sondern setzt allein infra-
strukturelle Mindeststandards. So-
weit das Gesetz nur die Behörden 
des Bundes verp ichtet, ist die frei-
willige Übernahme dieser Standards 
durch Länder und Kommunen je-
doch ausdrücklich erwünscht und in 
einigen Ländern auch beabsichtigt.

Eine Differenzierung der Umset-
zung für das Land einerseits und 
die Kommunen andererseits sollte 
aus Kostengründen und im Interes-
se der Bürgerinnen und Bürger und 
der Wirtschaft unbedingt verhindert 
werden.

Die Kommunen sind aufgeru-
fen, notwendige Bausteine einer 
E-Government-Rahmenplanung zu 
nennen. 

Umwelt,
Bau und
Planung

Elektronische Verwaltung
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Förderung von Kommunen in 
Nachbarschaft zu Windenergieanlagen
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Bis Auszahlungen an die Kommunen 
erfolgen können, bedarf es zunächst 
noch konkreter Ausführungsbestim-
mungen. Diese erarbeitet das Um-
weltministerium derzeit. 
Der bereits beschlossene Haus-
haltsvermerk, der die Grundlage 
für die Ausführungsbestimmungen 
bildet, gibt jedoch bereits gewisse 
Einschränkungen vor. So muss die 
Windenergieanlage nach dem 1. Ja-
nuar 2015 in Betrieb gegangen sein. 
Zudem sollen nur solche Gemein-
den beteiligt werden, die keine 
Möglichkeit haben, kurzfristig vom 
wirtschaftlichen Ertrag von Wind-
energieanlagen zu profitieren. 

Diese Einschränkungen sind aus 
Sicht der Geschäftsstelle des Hes-
sischen Städtetages nicht nachvoll-
ziehbar. In einer Landtagsanhörung 
hat sich der Hessische Städtetag 
dafür ausgesprochen, alle von 
Windenergieanlagen im Staatswald 
betroffenen Gemeinden an den 
Pachteinnahmen zu beteiligen und 
von den genannten Einschränkun-
gen abzusehen. Zudem sollte der 
Betrag auf maximal 30 Prozent des 
wirtschaftlichen Ertrages heraufge-
setzt werden. Vorzugswürdig wäre 
es aus Sicht der Geschäftsstelle, 
die Beteiligung direkt in der Lan-
deshaushaltsordnung zu regeln, um 
eine größere Planungssicherheit zu 
erreichen.  

Förderung von Klimaprojekten
Neben der direkten Beteiligung an 

den Pachteinnahmen können Kom-
munen, in deren Gemarkung Wind-
energieanlagen errichtet wurden, 
und Anrainergemeinden, die sich 
in unmittelbarer Nachbarschaft zu 
einer Windenergieanlage befinden, 
seit Januar 2016 unter bestimmten 
Voraussetzungen nach der Richtlinie 
des Landes Hessen zur Förderung 
von kommunalen Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsprojekten Mittel 
beantragen. Berücksichtigt werden 
auch Windenergieanlagen außer-
halb des Staatswaldes. Gefördert 
werden kommunale Projekte und 
Maßnahmen zur Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen und zur 
Begrenzung der negativen Auswir-
kungen des Klimawandels. 
Auch hier gelten allerdings die oben 
genannten Einschränkungen: Die 
Windenergieanlage muss nach dem 
1. Januar 2015 genehmigt worden 
sein und die Gemeinde darf keine 
anderweitige Möglichkeit haben, 
von wirtschaftlichen Nutzungser-
trägen zu profitieren (zum Beispiel 
durch vertragliche Vereinbarung mit 
dem Windparkbetreiber).

Nach der bereits veröffentlich-
ten Förderrichtlinie können bis zu  
90 Prozent und maximal 100.000 
Euro bei kommunalen beziehungs-
weise 130.000 Euro bei interkommu-
nalen Projekten finanziell unterstützt 
werden. Die Geschäftsstelle hatte 
hierüber bereits mit Rundschreiben 
802-2015 informiert.

16É



Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2016

Maßnahmenprogramm zur Umsetzung
der Wasserrahmenrichtlinie veröffentlicht 

(Sw) Der Hessische Städtetag for-
dert gegenüber dem Land einen fi-
nanziellen Ausgleich nach dem Kon-
nexitätsprinzip für die kommunalen 
Maßnahmen, die das Land im Maß-
nahmenprogramm 2015 bis 2021 zur 
Umsetzung der Wasserrahmenricht-
linie vorschreibt.

Das inzwischen veröffentlichte Maß-
nahmenprogramm schreibt unter 
anderem für Kläranlagen der Grö-
ßenklassen 2 bis 5 Maßnahmen zur 
Verringerung der Phosphor-Emis-
sion vor, wenn in den betroffenen 
Flusseinzugsgebieten phosphorbe- 
dingte biologische Defizite festge-
stellt werden. Nach Schätzungen 
des Umweltministeriums aus dem 
Sommer 2015 betragen die erfor-
derlichen Investitionskosten ca.  
150 Mio. Euro. Die strengsten An- 
forderungen gelten für große Klär-
anlagen. Die meisten von ihnen wer-
den die einzuhaltenden Werte nur 
über eine Filtration erreichen können. 

Der Hessische Städtetag hatte die 
Maßnahmen als unverhältnismäßig 

©
 W

ol
fg

an
g 

G
re

be
nh

of
, F

ot
ol

ia

kritisiert und Einzelfallprüfungen ge-
fordert. Im Maßnahmenprogramm 
findet sich nun der Hinweis, dass 
zwar in der Regel der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit gewahrt ist, ge-
gebenenfalls notwendige Einzelfall-
prüfungen hiervon aber unberührt 
bleiben. 

Das Umweltministerium erarbeitet 
derzeit eine Strategie zur Umsetzung 
der Pläne. Der Hessische Städtetag 
wird hierzu Stellung nehmen.

Der Bewirtschaftungsplan und das 
Maßnahmenprogramm zur Umset-
zung der Wasserrahmenrichtlinie 
geben zudem bestimmte Struktur-
maßnahmen vor, welche die Städte 
und Gemeinden als Unterhaltungs-
pflichtige an den Gewässern 2. und 
3. Ordnung durchzuführen haben. 

Die Pläne stehen auf der Internetsei-
te http://flussgebiete.hessen.de/ zur 
Verfügung. 

Kommunale Zuständigkeit für Wertstofferfassung

(Sw) Die Kommunen wollen die 
Wertstoffe in eigener Zuständigkeit 
einsammeln. Dies haben Präsidium 
und Hauptausschuss des Hessi-
schen Städtetages bereits 2014 be-
schlossen.
Erfreulich ist daher, dass der Bun-
desrat aktuell die Bundesregierung 
mit einer Entschließung aufgefor-
dert hat, ein effizientes, ökologi-
sches, verbraucherfreundliches und 
bürgernahes Wertstoffgesetz vor-
zulegen. Eckpunkt eines solchen 
Wertstoffgesetzes ist die kommu-
nale Erfassungszuständigkeit für die 
wertstoffhaltigen Abfälle.

Der Hessische Städtetag hatte zu-
vor in einem gemeinsamen Schrei-
ben mit den anderen kommunalen 
Spitzenverbänden die Hessische 
Umweltministerin Hinz und die für 
Bundesangelegenheiten zuständige 
Ministerin Puttrich gebeten, sich im 
Bundesrat für eine Wertstofferfas-
sung in kommunaler Zuständigkeit 
einzusetzen.
Anlass für dieses gemeinsame  
Schreiben sowie für die Entschlie-
ßung im Bundesrat ist der Arbeits-
entwurf für ein Wertstoffgesetz, 
den das Bundesumweltministerium 
im Oktober 2015 veröffentlicht hat. 
Danach soll die Entsorgung – und 

damit auch die Erfassung – sämtli-
cher Kunststoff- und Metallabfälle 
den dualen Systemen überlassen 
werden, was der weiteren Privatisie-
rung der Entsorgungswirtschaft Vor-
schub leisten würde. 
Nach der Entschließung der Länder 
ist das Bundesumweltministerium 
aufgefordert, seinen Arbeitsentwurf 
zurückzuziehen und einen Entwurf 
vorzulegen, der eine kommunale 
Organisationsverantwortung für die 
Erfassung der wertstoffhaltigen Ab-
fälle vorsieht. Es bleibt abzuwarten, 
wie sich die Bundesregierung zu der 
Entschließung verhält. 
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Termin Veranstaltung Zeit Ort

02.03.2016 Ausschuss für Soziales und Integration 10:00 Dreieich

02.03.2016 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Offenbach

08.03.2016 AK Asyl 10:00 HdkS

09.03.2016 AK Soziale Dienste 10:00 HdkS

10.03.2016 AG Steuern 10:00 Hanau

15.03.2016 AG Süd 09:30 Regionalverband FRM

16.03.2016 AG Nord 09:30 Gudensberg

22.03.2016 AG Jugend - 2-tägig 22./23.3.2016 17:00 Gießen

24.03.2016 Präsidium und Hauptausschuss 09:00 Rüsselsheim

14.04.2016 AG Recht 10:00 Pfungstadt

14.04.2016 AG Planung 10:00 Kassel

21.04.2016 Schul- und Kulturausschuss 10:00 Gießen

25.04.2016 AG Umwelt 10:00 Darmstadt

27.04.2016 AG Soziales 10:00 HdkS, Wiesbaden

28.04.2016 AG Ordnung 10:00 Heppenheim

04.05.2016 AG Personal 10:00 Limburg
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Hessischer Städtetag im neuen Corporate Design

(Gi) Dem aufmerksamen Leser ist es 
sicher aufgefallen: Der Hessische 
Städtetag hat ein neues Corporate 
Design.

Seit den siebziger Jahren hat unser 
Verband das hessische Hoheitszei-
chen (Löwe rot und weiß gestreift) 
in seinem Logo geführt. Das Führen 
dieses Zeichens wurde seitens der 
Landesregierung jedoch nicht ge-
stattet.

Am 11. September 2014 wurde die 
Verordnung über die Hoheitszeichen 
des Landes Hessen neugefasst. Be-
reits im Vorfeld dessen wurden wir 
informell darüber informiert, dass 
das bisher vom Hessischen Städ-
tetag verwendete Logo nicht mehr 
weitergeführt werden darf. Auch 
nach altem Recht wäre dies ebenso 
gewesen.

Gegenüber dem Innenministerium 
haben wir uns für die Weiterführung 
unseres Logos eingesetzt. Aller-
dings hat unser Argument, dass die 
kommunalen Spitzenverbände einen 
gesetzlichen Auftrag nach dem hes-
sischen Beteiligungsgesetz erfüllen 
und dies für die Weiterverwendung 
unseres bisherigen Logos spricht, 
den Innenminister nicht überzeugt.

Da die gemäß der Verordnung 
rechtlich zulässigen Möglichkeiten 
der Verwendung eines einfarbigen 
Löwen im Logo nicht sehr anspre-
chend erschien, hat das Präsidium 
eine Entscheidung zugunsten eines 
neuen Corporate Designs getroffen. 
Gemeinsam mit dem Unternehmen 
wellKOM Kommunikationsdesign 
GmbH, Wiesbaden, wurde ein De-
sign entwickelt, welches künftig in 
einheitlicher Weise auf allen Ver-

öffentlichungen des Hessischen 
Städtetages erscheinen wird. Um 
nachträgliche Beanstandungen zu 
vermeiden, wurde das Innenministe-
rium bereits bei der Entwicklung des 
neuen Logos einbezogen.

Unser neues Design hat sich nicht zu 
weit von dem bisherigen Auftritt un-
seres Verbandes entfernt. Und wich-
tig: Das vom Kommunikationsunter-
nehmen entworfene Logo „Teillöwe 
im Quadrat“ ist mit der Verordnung 
über die Hoheitszeichen des Landes 
Hessen vereinbar.

Nachruf 

Der Hessische Städtetag trauert um Herrn

Jürgen Ullrich
der am 14. Januar 2016 im Alter von 60 Jahren verstorben ist.

Seit dem 1. September 1989 war Herr Ullrich beim Hessischen Städtetag 
beschäftigt, zuletzt als Referatsleiter. Zusätzlich hat er sich als Betriebsrat 
engagiert für die Belange seiner Kolleginnen und Kollegen eingesetzt.

Wir werden ihm stets ein ehrendes Gedenken bewahren.

Bertram Hilgen      
Oberbürgermeister       
Präsident Hessischer Städtetag 

Stephan Gieseler   
Geschäftsführender Direktor   
Hessischer Städtetag
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